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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
 
Anerkennungsgesetz Nordrhein-Westfalen 
 
 
A Problem 
 
Demografischer Wandel und Fachkräftemangel sind keine theoretischen Begriffe mehr. Die 
Auswirkungen dieser Probleme sind in Nordrhein-Westfalen bereits punktuell wahrnehmbar. 
Um dieser Entwicklung entgegenzusteuern, ist es notwendig, das Potential aller Menschen 
zu nutzen, die ihre Fähigkeiten einbringen möchten. Migrantinnen und Migranten haben in 
ihren Herkunftsländern oftmals Abschlüsse und Qualifikationen erworben, die aufgrund bis-
lang nicht bestehender rechtlicher Regelungen ungenutzt geblieben sind. Aus volkswirt-
schaftlichen und integrationspolitischen Gesichtspunkten bedeutet dies eine Vernachlässi-
gung von wirtschaftlichem und geistigem Potential, die sich Nordrhein-Westfalen nicht mehr 
leisten kann und will.  
 
 
B Lösung 
 
Der vorliegende Entwurf soll es Menschen, die im Ausland eine Berufqualifikation erworben 
haben, einfacher machen, ihre Qualifikationen anerkennen zu lassen. Er korrespondiert mit 
dem Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikationen auf Bun-
desebene und ergänzt dieses im Hinblick auf die Berufe, die der Gesetzgebungskompetenz 
des Landes Nordrhein-Westfalen unterliegen. Die Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsi-
denten der Länder haben sich dafür ausgesprochen, auch in den Ländern zeitnah einheitli-
che Anerkennungsregelungen zu schaffen. Nordrhein-Westfalen agiert dabei innerhalb einer 
Initiative aller Länder. Dieses Vorhaben ist ein Meilenstein, da sich aufgrund der föderalen 
Struktur der Bundesrepublik eine Vielzahl unterschiedlicher Berufe entwickelt hat, deren Re-
gelungen und Inhalte mitunter stark voneinander abweichen. Gerade im Hinblick auf den 
Fachkräftebedarf ist es aber unerlässlich, ein einheitliches Anerkennungsverfahren mit ein-
heitlichen Standards in allen Ländern zu entwickeln.  
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C Alternativen 
 
Keine 
 
 
D Kosten 
 
Der Gesetzentwurf verursacht dem Landeshaushalt – soweit derzeit absehbar - keine zu-
sätzlichen Ausgaben. Anerkennungsverfahren werden bereits jetzt von den Bezirksregierun-
gen und den anderen zuständigen Stellen durchgeführt. Die dafür erhobenen Gebühren sind 
kostendeckend. Der zu erwartende quantitative Aufwuchs durch Berücksichtigung von in 
Drittstaaten erworbenen Qualifikationen kann noch nicht verlässlich abgeschätzt werden. 
Erste Hinweise sprechen aber dafür, dass er eher gering ausfällt und mit dem bereits vor-
handenen Personal bewältigt werden kann. Im Übrigen sollen auch die neuen Anerken-
nungsverfahren vollständig durch Gebühren gedeckt werden. Eine Neuorganisation der Auf-
gabenstellung durch Bündelung zwischen den Bezirksregierungen nach Berufen oder nach 
Ländern kann Effizienzgewinne generieren. 
 
Soweit das Land die Ausgleichsmaßnahmen nach Art. 1 § 15 trägt, werden sie - wie bislang - 
vollständig aus bereiten Mitteln der jeweils betroffenen Ressorts finanziert. 
 
Soweit den Kreisen und kreisfreien Städten im Gesetz Aufgaben zugewiesen werden, liegt 
kein ausgleichspflichtiger Konnexitätsfall vor, da es sich nicht um neue Aufgaben handelt. Es 
werden keine neuen Aufgaben für die Kommunen geschaffen. 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig sind das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales, das Ministerium für Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung, das Finanzministerium, das Justizministerium, das Mi-
nisterium für Schule und Weiterbildung, das Ministerium für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr, das Ministerium für Inneres und Kommunales, das Ministerium für 
Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz, das Ministerium für 
Familie, Kinder, Jugend, Kultur und Sport und das Ministerium für Gesundheit, Emanzipati-
on, Pflege und Alter. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Keine. 
 
 
G  Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine. 
 
 
H Befristung 
 
Das Gesetz wird vier Jahre nach Inkrafttreten evaluiert. Der Landtag wird über das Ergebnis 
informiert. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-

stimmungen 
 

Anerkennungsgesetz Nordrhein-
Westfalen 
 

  

Artikel 1  
Gesetz zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit ausländischer Berufsqualifikatio-
nen in Nordrhein-Westfalen (Berufsquali-
fikationsfeststellungsgesetz NRW – 
BQFG NRW) 

 
 

  

Teil 1 
Allgemeiner Teil 
 

  

§ 1 
Zweck des Gesetzes 
 

  

Dieses Gesetz dient der besseren Nutzung 
von im Ausland erworbenen Berufsqualifika-
tionen für den deutschen Arbeitsmarkt, um 
eine qualifikationsnahe Beschäftigung zu 
ermöglichen.  
 

  

§ 2 
Anwendungsbereich 
 

  

(1) Dieses Gesetz gilt für die Feststellung 
der Gleichwertigkeit im Ausland erworbener 
Ausbildungsnachweise unter Berücksichti-
gung sonstiger nachgewiesener Berufsqua-
lifikationen und inländischer Ausbildungs-
nachweise für Berufe, die durch Rechtsvor-
schriften des Landes geregelt sind, sofern 
die entsprechenden berufsrechtlichen Re-
gelungen des Landes unter Bezugnahme 
auf dieses Gesetz nicht etwas anderes be-
stimmen. § 20 gilt auch für Verfahren von 
bundesrechtlich geregelten Berufen. § 10 
des Bundesvertriebenengesetzes bleibt 
unberührt.  
 

  

(2) Dieses Gesetz ist auf alle Personen an-
wendbar, die im Ausland einen Ausbil-
dungsnachweis erworben haben und darle-
gen, in Nordrhein-Westfalen eine ihrer 
Berufsqualifikation entsprechende Erwerbs-
tätigkeit ausüben zu wollen. 
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§ 3 
Begriffsbestimmungen 
 
(1) Berufsqualifikationen sind Qualifikatio-
nen, die durch Ausbildungsnachweise, Be-
fähigungsnachweise oder einschlägige, im 
Inland oder Ausland erworbene Berufser-
fahrung nachgewiesen werden. 
 

  

(2) Ausbildungsnachweise sind Prüfungs-
zeugnisse und Befähigungsnachweise, die 
von verantwortlichen Stellen für den Ab-
schluss einer erfolgreich absolvierten Aus-
bildung ausgestellt werden. 
 

  

(3) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes 
ist eine durch Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften geregelte Berufsausbildung, beruf-
liche Fort- oder Weiterbildung. Die Berufs-
ausbildung vermittelt die zur Ausübung ei-
ner qualifizierten beruflichen Tätigkeit erfor-
derliche berufliche Handlungsfähigkeit. Sie 
findet in einem geordneten Ausbildungs-
gang statt, der auch den Erwerb der erfor-
derlichen Berufserfahrungen umfassen 
kann. Die berufliche Fort- und Weiterbildung 
erweitert die berufliche Handlungsfähigkeit 
über die Berufsausbildung hinaus. 
 

  

(4) Berufe, die durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften des Landes geregelt sind, 
umfassen reglementierte Berufe und nicht 
reglementierte Berufe. 
 

  

(5) Reglementierte Berufe sind berufliche 
Tätigkeiten, deren Aufnahme oder Aus-
übung durch Rechts- oder Verwaltungsvor-
schriften an den Besitz bestimmter Berufs-
qualifikationen gebunden sind; eine Art der 
Ausübung ist insbesondere die Führung 
einer Berufsbezeichnung, die durch Rechts- 
oder Verwaltungsvorschriften auf Personen 
beschränkt ist, die über bestimmte Berufs-
qualifikationen verfügen. 
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Teil 2 
Feststellung der Gleichwertigkeit 
 

  

Kapitel 1 
Nicht reglementierte Berufe 
 

  

§ 4 
Feststellung der Gleichwertigkeit 
 

  

(1) Die zuständige Stelle stellt auf Antrag 
die Gleichwertigkeit fest, sofern  
 

  

1. der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis die Befähigung zu ver-
gleichbaren beruflichen Tätigkeiten wie 
der entsprechende landesrechtlich ge-
regelte Ausbildungsnachweis belegt 
und 

 

  

2. zwischen den nachgewiesenen Berufs-
qualifikationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbil-
dung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen. 

 

  

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den 
nachgewiesenen Berufsqualifikationen und 
der entsprechenden landesrechtlich gere-
gelten Berufsbildung liegen vor, sofern 
 

  

1. sich der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis auf Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten bezieht, 
die sich hinsichtlich der vermittelten In-
halte oder auf Grund der Ausbildungs-
dauer wesentlich von den Fertigkeiten, 
Kenntnissen und Fähigkeiten unter-
scheiden, auf die sich der entsprechen-
de landesrechtlich geregelte Ausbil-
dungsnachweis bezieht, 

 

  

2. die nach Nummer 1 abweichenden Fer-
tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 
für die Ausübung des jeweiligen Berufs 
wesentlich sind und 

 

  

3. die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler diese Unterschiede nicht durch 
sonstige Befähigungsnachweise oder 
nachgewiesene einschlägige Berufser-
fahrung ausgeglichen hat.  
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(3) In dem Umfang, in dem die zuständige 
Stelle eines anderen Bundeslandes die 
Gleichwertigkeit festgestellt hat, ist die In-
haberin oder der Inhaber dieser Berufsquali-
fikation so zu behandeln, als sei insoweit 
die landesrechtlich geregelte Berufsqualifi-
kation in diesem Bundesland erworben 
worden. 
 

  

§ 5 
Vorzulegende Unterlagen 
 

  

(1) Dem Antrag sind folgende Unterlagen 
beizufügen: 
 

  

1. eine tabellarische Aufstellung der ab-
solvierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten in deut-
scher Sprache, 

 

  

2. ein Identitätsnachweis, 
 

  

3. im Ausland erworbene Ausbildungs-
nachweise, 

 

  

4. Nachweise über einschlägige Berufser-
fahrung oder sonstige Befähigungs-
nachweise, sofern diese zur Feststel-
lung der Gleichwertigkeit erforderlich 
sind, und 

 

  

5. eine Erklärung, ob und bei welcher 
Stelle bereits ein Antrag auf Feststel-
lung der Gleichwertigkeit gestellt wurde.  

 

  

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 
2 bis 4 sind der zuständigen Stelle in Form 
von Originalen oder beglaubigten Kopien 
vorzulegen. Von den Unterlagen nach Ab-
satz 1 Nummer 3 und 4 sind Übersetzungen 
in deutscher Sprache vorzulegen. Darüber 
hinaus kann die zuständige Stelle von den 
Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 2 und 
allen nachgereichten Unterlagen Überset-
zungen in deutscher Sprache verlangen. 
Die Übersetzungen sind von einer öffentlich 
bestellten oder beeidigten Dolmetscherin 
oder Übersetzerin oder einem öffentlich 
bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder 
Übersetzer erstellen zu lassen.  
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(3) Die zuständige Stelle kann abweichend 
von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. 
 

  

(4) Die zuständige Stelle kann die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller auffordern, 
innerhalb einer angemessenen Frist Infor-
mationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-
land absolvierten Berufsbildung sowie zu 
sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, 
soweit dies zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich ist.  
 

  

(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der 
vorgelegten Unterlagen, kann die zuständi-
ge Stelle die Antragstellerin oder den An-
tragsteller auffordern, innerhalb einer an-
gemessenen Frist weitere geeignete Unter-
lagen vorzulegen.  
 

  

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, 
in Nordrhein-Westfalen eine der Berufsqua-
lifikationen entsprechende Erwerbstätigkeit 
ausüben zu wollen. Geeignete Unterlagen 
können beispielsweise der Nachweis der 
Beantragung eines Einreisevisums zur Er-
werbstätigkeit, der Nachweis einer Kontakt-
aufnahme mit potentiellen Arbeitgebern 
oder ein Geschäftskonzept sein. Für An-
tragstellerinnen oder Antragsteller mit 
Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie 
für Staatsangehörige dieser Staaten ist die-
se Darlegung entbehrlich, sofern keine be-
sonderen Gründe gegen eine entsprechen-
de Absicht sprechen.  
 

  

§ 6 
Verfahren 
 

  

(1) Antragsberechtigt ist jede Person, die im 
Ausland einen Ausbildungsnachweis im 
Sinne des § 3 Absatz 2 erworben hat. Der 
Antrag ist bei der zuständigen Stelle zu stel-
len. 
 

  

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller inner-
halb eines Monats den Eingang des Antrags 
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einschließlich der nach § 5 Absatz 1 vorge-
legten Unterlagen. In der Empfangsbestäti-
gung ist das Datum des Eingangs bei der 
zuständigen Stelle mitzuteilen und auf die 
Frist nach Absatz 3 und die Voraussetzun-
gen für den Beginn des Fristlaufs hinzuwei-
sen. Sind die nach § 5 Absatz 1 vorzule-
genden Unterlagen unvollständig, teilt die 
zuständige Stelle innerhalb der Frist des 
Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzu-
reichen sind. Die Mitteilung enthält den 
Hinweis, dass der Lauf der Frist nach Ab-
satz 3 erst mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen beginnt. 
 
(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb 
von drei Monaten über die Gleichwertigkeit 
entscheiden. Die Frist beginnt mit Eingang 
der vollständigen Unterlagen. Sie kann ein-
mal angemessen verlängert werden, wenn 
dies wegen der Besonderheiten der Ange-
legenheit gerechtfertigt ist. Die Fristverlän-
gerung ist zu begründen und rechtzeitig 
mitzuteilen. 
 

  

(4) Im Fall des § 5 Absatz 4 und 5 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zum Ablauf 
der von der zuständigen Stelle festgelegten 
Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 bis zu Beendigung 
des sonstigen geeigneten Verfahrens ge-
hemmt.  
 

  

(5) Der Antrag soll abgelehnt werden, so-
weit die Gleichwertigkeit im Rahmen ande-
rer Verfahren oder durch Rechtsvorschrift 
bereits festgestellt ist. 
 

  

§ 7 
Form der Entscheidung 
 

  

(1) Die Entscheidung über den Antrag nach 
§ 4 Absatz 1 ergeht durch schriftlichen Be-
scheid. 
 

  

(2) Ist der Antrag abzulehnen, weil die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit wegen wesent-
licher Unterschiede im Sinne des § 4 Absatz 
2 nicht erfolgen kann, sind in der Begrün-
dung auch die vorhandenen Berufsqualifika-
tionen der Antragstellerin oder des Antrag-
stellers sowie die wesentlichen Unterschie-
de zwischen den vorhandenen Berufsquali-
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fikationen und der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsbildung darzule-
gen. 
 
(3) Dem Bescheid ist eine Rechtsbehelfsbe-
lehrung beizufügen.  
 

  

§ 8 
Zuständige Stelle; Verordnungsermäch-
tigung 
 

  

(1) Zuständige Stelle im Sinne dieses Kapi-
tels ist - vorbehaltlich anderer Regelungen - 
für die am Berufskolleg gemäß Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung in den 
Bildungsgängen des Berufskollegs (Ausbil-
dungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg) 
erworbenen Berufsabschlüsse nach Lan-
desrecht das für den Bereich Schule zu-
ständige Ministerium, bei einer Berufsbil-
dung, die nach dem Berufsbildungsgesetz 
für den Bereich der nichthandwerklichen 
Gewerbeberufe geregelt ist, die Industrie- 
und Handelskammer, bei einer Berufsbil-
dung in Berufen der Handwerksordnung, die 
Handwerkskammer. Im Übrigen richtet sich 
die zuständige Stelle nach dem jeweiligen 
Fachrecht. 
 

  

(2) Das für das jeweilige Berufsrecht zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, die 
Aufgaben durch Rechtsverordnung auf an-
dere Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen. 
 

  

(3) Zuständige Stellen können vereinbaren, 
dass die ihnen durch dieses oder auf Grund 
dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben 
von einer anderen zuständigen Stelle, deren 
Sitz auch in einem anderen Bundesland 
sein kann, wahrgenommen werden. Die 
Vereinbarung bedarf der Genehmigung des 
jeweils zuständigen Ministeriums. 
 

  

Kapitel 2 
Reglementierte Berufe 
 

  

§ 9 
Voraussetzungen der Gleichwertigkeit 
 

  

(1) Bei der Entscheidung über die Befugnis 
zur Aufnahme oder Ausübung eines in 
Nordrhein-Westfalen reglementierten Berufs 
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gilt der im Ausland erworbene Ausbildungs-
nachweis, unter Berücksichtigung sonstiger 
nachgewiesener Berufsqualifikationen, als 
gleichwertig mit dem entsprechenden lan-
desrechtlich geregelten Ausbildungsnach-
weis, sofern 
 
1. der im Ausland erworbene Ausbil-

dungsnachweis die Befähigung zu ver-
gleichbaren beruflichen Tätigkeiten wie 
der entsprechende landesrechtlich ge-
regelte Ausbildungsnachweis belegt, 

 

  

2. die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler bei einem sowohl in Nordrhein-
Westfalen als auch im Ausbildungsstaat 
reglementierten Beruf zur Ausübung 
des jeweiligen Berufs im Ausbildungs-
staat berechtigt ist oder die Befugnis 
zur Aufnahme oder Ausübung des je-
weiligen Berufs aus Gründen verwehrt 
wurde, die der Aufnahme oder Aus-
übung in Nordrhein-Westfalen nicht 
entgegenstehen und 

 

  

3. zwischen den nachgewiesenen Berufs-
qualifikationen und der entsprechenden 
landesrechtlich geregelten Berufsbil-
dung keine wesentlichen Unterschiede 
bestehen. 

 

  

(2) Wesentliche Unterschiede zwischen den 
nachgewiesenen Berufsqualifikationen und 
der entsprechenden landesrechtlich gere-
gelten Berufsbildung liegen vor, sofern 
 

  

1. sich der im Ausland erworbene Ausbil-
dungsnachweis auf Fähigkeiten und 
Kenntnisse bezieht, die sich hinsichtlich 
des Inhalts oder auf Grund der Ausbil-
dungsdauer wesentlich von den Fähig-
keiten und Kenntnissen unterscheiden, 
auf die sich der entsprechende landes-
rechtlich geregelte Ausbildungsnach-
weis bezieht, 

 

  

2. die entsprechenden Fähigkeiten und 
Kenntnisse eine maßgebliche Voraus-
setzung für die Ausübung des jeweili-
gen Berufs darstellen und 

 

  

3. die Antragstellerin oder der 
Antragsteller diese Unterschiede nicht 
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durch sonstige Befähigungsnachweise 
oder nachgewiesene einschlägige 
Berufserfahrung ausgeglichen hat. 

 
§ 10 
Feststellung der vorhandenen Berufs-
qualifikationen 
 

  

(1) Sofern die Feststellung der Gleichwer-
tigkeit wegen wesentlicher Unterschiede im 
Sinne des § 9 Absatz 2 nicht erfolgen kann, 
werden bei der Entscheidung über die Be-
fugnis zur Aufnahme oder Ausübung eines 
in Nordrhein-Westfalen reglementierten 
Berufs die vorhandenen Berufsqualifikatio-
nen und die wesentlichen Unterschiede 
gegenüber der entsprechenden landes-
rechtlich geregelten Berufsqualifikation 
durch Bescheid festgestellt.  
 

  

(2) In dem Bescheid wird zudem festge-
stellt, durch welche Maßnahmen nach § 11 
die wesentlichen Unterschiede gegenüber 
der erforderlichen landesrechtlich geregel-
ten Berufsqualifikation ausgeglichen werden 
können. 
 

  

(3) In dem Umfang, in dem die zuständige 
Stelle eines anderen Bundeslandes die 
Gleichwertigkeit festgestellt hat, ist die In-
haberin oder der Inhaber dieser Berufsquali-
fikation so zu behandeln, als sei insoweit 
die landesrechtlich geregelte Berufsqualifi-
kation in diesem Bundesland erworben 
worden. 
 

  

§ 11 
Ausgleichsmaßnahmen; Verordnungs-
ermächtigung 
 

  

(1) Wesentliche Unterschiede im Sinne des 
§ 9 Absatz 2 können durch die Absolvierung 
eines höchstens dreijährigen Anpassungs-
lehrgangs, der Gegenstand einer Bewer-
tung sein kann, oder das Ablegen einer 
Eignungsprüfung im Inland ausgeglichen 
werden. 
 

  

(2) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichs-
maßnahmen im Sinne des Absatz 1 sind die 
vorhandenen Berufsqualifikationen der An-
tragstellerin oder des Antragstellers zu be-
rücksichtigen. Der Inhalt der Ausgleichs-
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maßnahmen ist auf die festgestellten we-
sentlichen Unterschiede im Sinne des § 9 
Absatz 2 zu beschränken. Inhalt und Durch-
führung der Ausgleichsmaßnahmen können 
durch das für das jeweilige Berufsrecht zu-
ständige Ministerium durch Rechtsverord-
nung geregelt werden. 
 
(3) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
hat die Wahl zwischen der Absolvierung 
eines Anpassungslehrgangs und dem Able-
gen einer Eignungsprüfung, sofern die ent-
sprechenden berufsrechtlichen Regelungen 
nichts anderes bestimmen. 
 

  

§ 12 
Vorzulegende Unterlagen 
 

  

(1) Zur Bewertung der Gleichwertigkeit sind 
dem Antrag zur Aufnahme oder Ausübung 
eines in Nordrhein-Westfalen reglementier-
ten Berufs folgende Unterlagen beizufügen: 
 

  

1. eine tabellarische Aufstellung der ab-
solvierten Ausbildungsgänge und der 
ausgeübten Erwerbstätigkeiten in deut-
scher Sprache, 

 

  

2. ein Identitätsnachweis, 
 

  

3. im Ausland erworbene Ausbildungs-
nachweise,  

 

  

4. Nachweise über einschlägige Berufser-
fahrungen und sonstige Befähigungs-
nachweise, sofern diese zur Feststel-
lung der Gleichwertigkeit erforderlich 
sind, 

 

  

5. im Fall von § 9 Absatz 1 Nummer 2 
eine Bescheinigung über die Berechti-
gung zur Berufsausübung im Ausbil-
dungsstaat und  

 

  

6. eine Erklärung, ob und bei welcher 
Stelle bereits ein Antrag auf Feststel-
lung der Gleichwertigkeit gestellt wurde. 

 

  

(2) Die Unterlagen nach Absatz 1 Nummer 
2 bis 6 sind der zuständigen Stelle in Form 
von Originalen oder beglaubigten Kopien 
vorzulegen. Darüber hinaus kann die zu-
ständige Stelle von den Unterlagen nach 
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Absatz 1 Nummer 2 und allen nachgereich-
ten Unterlagen Übersetzungen in deutscher 
Sprache verlangen. Von den Unterlagen 
nach Absatz 1 Nummer 3 bis 5 sind Über-
setzungen in deutscher Sprache vorzule-
gen. Die Übersetzungen sind von einer öf-
fentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scherin oder Übersetzerin oder einem öf-
fentlich bestellten oder beeidigten Dolmet-
scher oder Übersetzer erstellen zu lassen. 
 
(3) Die zuständige Stelle kann abweichend 
von Absatz 2 eine andere Form für die vor-
zulegenden Dokumente zulassen. 
 

  

(4) Die zuständige Stelle kann die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller auffordern, 
innerhalb einer angemessenen Frist Infor-
mationen zu Inhalt und Dauer der im Aus-
land absolvierten Berufsbildung sowie zu 
sonstigen Berufsqualifikationen vorzulegen, 
soweit dies zur Bewertung der Gleichwer-
tigkeit erforderlich ist. Soweit die Berufsbil-
dung in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz absol-
viert wurde, kann sich die zuständige Stelle 
an die zuständige Stelle des Ausbildungs-
staates wenden.  
 

  

(5) Bestehen begründete Zweifel an der 
Echtheit oder der inhaltlichen Richtigkeit der 
vorgelegten Unterlagen, kann die zuständi-
ge Stelle die Antragstellerin oder den An-
tragsteller auffordern, weitere geeignete 
Unterlagen vorzulegen. Soweit die Unterla-
gen in einem Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz aus-
gestellt wurden, kann sich die zuständige 
Stelle an die zuständige Stelle des Ausbil-
dungsstaates wenden.  
 

  

(6) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
hat durch geeignete Unterlagen darzulegen, 
in Nordrhein-Westfalen eine ihren Berufs-
qualifikationen entsprechende Erwerbstätig-
keit ausüben zu wollen. Geeignete Unterla-
gen können beispielsweise der Nachweis 
der Beantragung eines Einreisevisums zur 
Erwerbstätigkeit, der Nachweis einer Kon-
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taktaufnahme mit potentiellen Arbeitgebern 
oder ein Geschäftskonzept sein. Für An-
tragstellerinnen oder Antragsteller mit 
Wohnsitz in einem Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union, einem weiteren Vertragsstaat 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der Schweiz sowie 
für Staatsangehörige dieser Staaten ist die-
se Darlegung entbehrlich, sofern keine be-
sonderen Gründe gegen eine entsprechen-
de Absicht sprechen.  
 
§ 13 
Verfahren; Verordnungsermächtigung 
 

  

(1) Die Bewertung der Gleichwertigkeit nach 
§ 9 erfolgt im Rahmen der Entscheidung 
über die Befugnis zur Aufnahme oder Aus-
übung eines in Nordrhein-Westfalen regle-
mentierten Berufs. 
 

  

(2) Die zuständige Stelle bestätigt der An-
tragstellerin oder dem Antragsteller inner-
halb eines Monats den Eingang des Antrags 
einschließlich der nach § 12 Absatz 1 vorzu-
legenden Unterlagen. In der Empfangsbe-
stätigung ist das Datum des Eingangs bei 
der zuständigen Stelle mitzuteilen und auf 
die Frist nach Absatz 3 und die Vorausset-
zungen für den Beginn des Fristlaufs hin-
zuweisen. Sind die nach § 12 Absatz 1 vor-
zulegenden Unterlagen unvollständig, teilt 
die zuständige Stelle innerhalb der Frist des 
Satzes 1 mit, welche Unterlagen nachzu-
reichen sind. Die Mitteilung enthält den 
Hinweis, dass der Lauf der Frist nach Ab-
satz 3 erst mit Eingang der vollständigen 
Unterlagen beginnt. 
 

  

(3) Die zuständige Stelle muss innerhalb 
von drei Monaten über die Gleichwertigkeit 
entscheiden. Die Frist beginnt mit Eingang 
der vollständigen Unterlagen. Sie kann ein-
mal angemessen verlängert werden, wenn 
dies wegen der Besonderheiten der Ange-
legenheit gerechtfertigt ist. Für Antragstel-
ler, die ihren Ausbildungsnachweis in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem Vertragsstaat des Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz erworben haben oder deren Aus-
bildungsnachweise in einem dieser genann-
ten Staaten anerkannt wurde, kann die 
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Fristverlängerung nach Satz 3 höchstens 
einen Monat betragen. Die Fristverlänge-
rung ist zu begründen und rechtzeitig mitzu-
teilen. 
 
(4) Im Fall des § 12 Absatz 4 und 5 ist der 
Lauf der Frist nach Absatz 3 bis zum Ablauf 
der von der zuständigen Stelle festgelegten 
Frist gehemmt. Im Fall des § 18 ist der Lauf 
der Frist nach Absatz 3 bis zur Beendigung 
des sonstigen geeigneten Verfahrens ge-
hemmt. 
 

  

(5) Die Zuständigkeit richtet sich nach dem 
jeweiligen Fachrecht.  
 

  

(6) Das für das jeweilige Berufsrecht zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, die 
Aufgaben durch Rechtsverordnung auf an-
dere Stellen, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen, zu übertragen. 
 

  

(7) Zuständige Stellen können vereinbaren, 
dass die ihnen durch dieses oder auf Grund 
dieses Gesetzes übertragenen Aufgaben 
von einer anderen zuständigen Stelle, deren 
Sitz auch in einem anderen Bundesland 
sein kann, wahrgenommen werden. Die 
Vereinbarung bedarf der Genehmigung des 
jeweils zuständigen Ministeriums. 
 

  

Kapitel 3 
Berufe des Gesundheitswesens und Wei-
terbildungen 
 

  

§ 14 
Anwendungsbereich 
 

  

(1) Die Verfahrensvorschriften dieses Ge-
setzes gelten auch für die bundesrechtlich 
geregelten Berufe des Gesundheitswesens, 
soweit die Gesetze des Bundes keine Re-
gelungen treffen. 
 

  

(2) Die Ausgleichsmaßnahmen nach § 15 
gelten für reglementierte und nicht regle-
mentierte landesrechtlich geregelte Aus- 
und Weiterbildungen.  
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§ 15 
Ausgleichsmaßnahmen 
 

  

(1) Bestehen wesentliche Unterschiede im 
Sinne des § 9 Absatz 2, ist ein Anpassungs-
lehrgang oder eine Eignungsprüfung durch-
zuführen.  
 

  

(2) Die Antrag stellende Person hat die 
Wahl zwischen einem Anpassungslehrgang 
und einer Eignungsprüfung. Vor Durchfüh-
rung einer Eignungsprüfung oder eines An-
passungslehrgangs ist zu prüfen, ob die von 
der Antrag stellenden Person im Rahmen 
ihrer Berufspraxis erworbenen Kenntnisse, 
unabhängig davon, in welchem Staat diese 
erworben wurden, den wesentlichen Unter-
schied ganz oder teilweise ausgleichen 
können. Bei Antrag stellenden Personen, 
die ihre Ausbildung oder Weiterbildung in 
einem anderen Vertragsstaat des Europäi-
schen Wirtschaftsraumes abgeschlossen 
haben, erstreckt sich der Anpassungslehr-
gang oder die Eignungsprüfung auf die 
festgestellten wesentlichen Unterschiede. 
Bei Antragstellenden Personen, die ihre 
Ausbildung oder Weiterbildung in Drittstaa-
ten abgeschlossen haben, wird der Nach-
weis durch eine Kenntnisprüfung erbracht, 
die sich auf den Inhalt der Abschlussprü-
fung erstreckt, oder durch einen höchstens 
dreijährigen Anpassungslehrgang, der mit 
einer Prüfung über den Inhalt des Anpas-
sungslehrgangs abschließt (Defizitprüfung). 
Das für das Gesundheitswesen zuständige 
Ministerium wird ermächtigt für die Gesund-
heitsfachberufe, durch Rechtsverordnung 
die Regelungen zu Durchführung und Inhalt 
der Ausgleichsmaßnahmen, die Verwal-
tungszusammenarbeit der zuständigen Be-
hörde mit den zuständigen Behörden der 
anderen Vertragsstaaten des Europäischen 
Wirtschaftsraumes und die Berichtspflicht 
der zuständigen Behörden gegenüber dem 
Bundesministerium für Gesundheit zur Wei-
terleitung an die Europäische Kommission 
zu bestimmen. 
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§ 16 
Spezialisierte Krankenpflegeausbildun-
gen 
 

  

(1) Für Personen, die die Gleichwertigkeit 
einer Fachweiterbildung gemäß § 19 Wei-
terbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Pflegeberufe vom 15. Dezember 2009  
(GV. NRW. S. 904) in der jeweils geltenden 
Fassung beantragen, gelten die Vorausset-
zungen als erfüllt, wenn 
 

  

1. sie in einem anderen Vertragsstaat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes oder 
der Schweiz eine Ausbildung als Ge-
sundheits- und Krankenpflegerin oder 
als Gesundheits- und Krankenpfleger, 
die für die allgemeine Pflege verant-
wortlich sind, abgeschlossen haben 
und nach § 2 Absatz 3 a und 4 sowie  
§ 25 Krankenpflegegesetz vom  
16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442) in der 
jeweils geltenden Fassung nachweisen 
und 

 

  

2. die Gleichwertigkeit des Weiterbil-
dungsstandes gegeben ist. 

 

  

(2) Spezialisierte Krankenschwestern und -
pfleger, die keine Ausbildung für die allge-
meine Pflege absolviert haben, sind berech-
tigt, ihre ausländische Berufsbezeichnung 
zu führen. 
 

  

§ 17 
Bereits anerkannte Drittstaatsdiplome 
 

  

Ein Drittstaatsdiplom über eine absolvierte 
Aus- oder Weiterbildung, das in einem an-
deren Vertragsstaat des Europäischen Wirt-
schaftsraumes oder der Schweiz anerkannt 
wurde, ist gleichwertig im Sinne des § 4, 
wenn drei Jahre Berufserfahrung im Ho-
heitsgebiet des Mitgliedstaates, der die Aus- 
oder Weiterbildung anerkannt hat, durch 
diesen bescheinigt wird. 
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Kapitel 4 
Gemeinsame Vorschriften 
 

  

§ 18 
Sonstige Verfahren zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit bei fehlenden Nachwei-
sen 
 

  

(1) Kann die Antragstellerin oder der An-
tragsteller die für die Feststellung oder Be-
wertung der Gleichwertigkeit erforderlichen 
Nachweise nach § 5 Absatz 1, 4 und 5 oder 
§ 12 Absatz 1, 4 und 5 aus selbst nicht zu 
vertretenden Gründen nicht oder nur teil-
weise vorlegen oder ist die Vorlage der ent-
sprechenden Unterlagen mit einem unan-
gemessenen zeitlichen und sachlichen Auf-
wand verbunden, stellt die zuständige Stelle 
die für einen Vergleich mit der entsprechen-
den inländischen Berufsbildung maßgebli-
chen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse 
und Fähigkeiten der Antragstellerin oder 
des Antragstellers durch sonstige geeignete 
Verfahren fest. Die Antragstellerin oder der 
Antragsteller hat die Gründe glaubhaft zu 
machen, die einer Vorlage der entspre-
chenden Unterlagen entgegenstehen. Die 
zuständige Stelle ist befugt, eine Versiche-
rung an Eides Statt zu verlangen und abzu-
nehmen. 
 

  

(2) Sonstige geeignete Verfahren zur Ermitt-
lung der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnis-
se und Fähigkeiten im Sinne des Absatz 1 
sind insbesondere Arbeitsproben, Fachge-
spräche, praktische und theoretische Prü-
fungen sowie Gutachten von Sachverstän-
digen. 
 

  

(3) Die Feststellung oder Bewertung der 
Gleichwertigkeit nach den §§ 4 oder 9 er-
folgt auf der Grundlage der Ergebnisse der 
in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen 
sonstigen Verfahren.  
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§ 19 
Mitwirkungspflichten 
 

  

(1) Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
ist verpflichtet, alle für die Ermittlung der 
Gleichwertigkeit notwendigen Unterlagen 
vorzulegen sowie alle dazu erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 
 

  

(2) Kommt die Antragstellerin oder der An-
tragsteller dieser Mitwirkungspflicht nicht 
nach und wird hierdurch die Aufklärung des 
Sachverhalts erheblich erschwert, kann die 
zuständige Stelle ohne weitere Ermittlungen 
entscheiden. Dies gilt entsprechend, wenn 
die Antragstellerin oder der Antragsteller in 
anderer Weise die Aufklärung des Sachver-
halts erheblich erschwert.  
 

  

(3) Der Antrag darf wegen fehlender Mitwir-
kung nur abgelehnt werden, nachdem die 
Antragstellerin oder der Antragsteller auf die 
Folge schriftlich hingewiesen worden ist und 
der Mitwirkungspflicht nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist nachgekommen ist.  
 

  

§ 20 
Kosten 
 

  

Die Landesregierung wird ermächtigt, für 
Verfahren zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit im Ausland erworbener Berufsqualifi-
kationen nach bundes- oder landesrechtli-
chen Bestimmungen durch Rechtsverord-
nung Vorschriften zu erlassen über die ge-
bührenpflichtigen Tatbestände und deren 
Höhe sowie über Gebührenermäßigungen 
und -befreiungen und Auslagen. Die §§ 3 
bis 6, 9 bis 22, 25 Absatz 1 und §§ 26 bis 
28 des Gebührengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen finden entsprechende 
Anwendung, soweit gesetzlich oder in der 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt 
ist. 
 

  

§ 21 
Rechtsweg 
 

  

(1) Für Streitigkeiten nach diesem Gesetz 
ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 
 

  

(2) Dieses Gesetz setzt die Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
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und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikati-
onen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22;  
L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 
4.4.2008, S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49), 
zuletzt geändert durch Verordnung (EG)  
Nr. 279/2009 (ABl. L 93 vom 7.4.2009,  
S. 11), um. Soweit nach europäischen 
Richtlinien ein Anspruch auf Durchführung 
von Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des  
§ 11 vorgesehen ist, gewährt § 11 einen 
derartigen Anspruch nur für antragstellende 
Personen, die dem Anwendungsbereich der 
Richtlinie unterfallen. 
 
Teil 3 
Schlussvorschriften 
 

  

§ 22 
Statistik 
 

  

(1) Über die Verfahren zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit nach diesem Gesetz wird 
eine Landesstatistik geführt. Die Angaben 
hierzu werden vom Landesbetrieb Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen - Ge-
schäftsbereich Statistik - erhoben und auf-
bereitet. 
 

  

(2) Die Statistik erfasst jährlich für das vo-
rausgegangene Kalenderjahr folgende Er-
hebungsmerkmale: 
 

  

1. Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Woh-
nort des Antragstellers, Datum der An-
tragstellung, 

 

  

2. Ausbildungsstaat, deutscher Referenz-
beruf oder deutsche Referenzausbil-
dung, 

 

  

3.  Datum der Entscheidung, Gegenstand 
und Art der Entscheidung, und 

 

  

4.  eingelegte Rechtsbehelfe und Ent-
scheidungen darüber. 
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(3) Hilfsmerkmale sind: 
 

  

1. Name und Anschrift der Auskunfts-
pflichtigen, und 

 

  

2. Name und Telefonnummer sowie Ad-
resse für elektronische Post der für 
Rückfragen zur Verfügung stehenden 
Person. 

 

  

(4) Für die Erhebung besteht Auskunfts-
pflicht. Die Angaben nach Absatz 3 Num-
mer 2 sind freiwillig. Auskunftspflichtig sind 
die nach diesem Gesetz und nach anderen 
berufsrechtlichen Gesetzen und Verordnun-
gen für die Verfahren zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit zuständigen Stellen. 
 

  

(5) Die Angaben sind elektronisch an den 
Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen - Geschäftsbereich 
Statistik - zu übermitteln.  
 

  

(6) Die Landesregierung wird ermächtigt, 
 

  

1.  die Erhebung einzelner Merkmale aus-
zusetzen, die Periodizität zu verlängern 
sowie den Kreis der zu Befragenden 
einzuschränken, wenn die Ergebnisse 
nicht mehr oder nicht mehr in der ur-
sprünglich vorgesehenen Ausführlich-
keit oder Häufigkeit benötigt werden; 
und 

 

  

2.  einzelne neue Merkmale einzuführen, 
wenn dies nach dem Zweck der Erhe-
bung erforderlich ist und durch gleich-
zeitige Aussetzung anderer Merkmale 
eine Erweiterung des Erhebungsum-
fangs vermieden wird; nicht eingeführt 
werden können Merkmale, die beson-
dere Arten personenbezogener Daten 
nach § 4 Absatz 3 des Datenschutzge-
setzes NRW betreffen. 

 

  

(7) Die Vorschriften des Bundesstatistikge-
setzes finden mit Ausnahme der §§ 23 und 
24 Anwendung. 
 

  

(8) An die obersten Landesbehörden dürfen 
für die Verwendung gegenüber den gesetz-
gebenden Körperschaften und für Zwecke 
der Planung, jedoch nicht für die Regelung 
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von Einzelfällen, von Information und Tech-
nik Nordrhein-Westfalen Tabellen mit statis-
tischen Ergebnissen übermittelt werden, 
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzi-
gen Fall ausweisen. 
 
§ 23 
Inkrafttreten, Evaluation und Berichts-
pflicht 
 

  

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
 

  

(2) Auf der Grundlage der Statistik nach  
§ 22 überprüft die Landesregierung nach 
Ablauf von vier Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes seine Anwendung und 
Auswirkungen. 
 

  

(3) Über das Ergebnis ist dem Landtag bis 
zum 31. Dezember 2017 zu berichten. 
 

  

Artikel 2 
Änderung des Ingenieurgesetzes 
 

  

Das Ingenieurgesetz vom 5. Mai 1970  
(GV. NRW. S. 312), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. Juni 2008 (GV. NRW.  
S. 489), wird wie folgt geändert: 
 

 Gesetz zum Schutze der Berufsbezeich-
nung ,,Ingenieur/Ingenieurin“ (Ingeni-
eurgesetz - IngG) 
 

1. § 1 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

 (1) Die Berufsbezeichnung 
,,Ingenieur/Ingenieurin" allein oder in einer 
Wortverbindung darf führen, 
 
1. wer 
 

 a) Buchstabe a wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „das Studium einer technischen oder 
naturwissenschaftlichen Fachrich-
tung an einer deutschen Hochschule 
mit der Dauer von mindestens drei 
Studienjahren oder“. 

 

 a) das Studium einer technischen oder 
naturwissenschaftlichen Fachrich-
tung an einer deutschen Hochschule 
oder 

 

 b) Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „das Studium an einer deutschen 
öffentlichen oder hinsichtlich des 
Studienabschlusses rechtlich gleich-
gestellten deutschen privaten Inge-
nieurschule mit einer Dauer von 
mindestens drei Studienjahren oder“. 

 

 b) das Studium an einer deutschen öf-
fentlichen oder ihr hinsichtlich des 
Studienabschlusses rechtlich gleich-
gestellten deutschen privaten Inge-
nieurschule oder 
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  c) einen Betriebsführerlehrgang einer 
deutschen staatlich anerkannten 
Bergschule 

 
   mit Erfolg abgeschlossen hat oder 

 
  2. wem durch die zuständige Behörde das 

Recht verliehen worden ist, die Be-
zeichnung ,,Ingenieur (grad.)/Inge-
nieurin (grad.)" zu führen. 

 
  (2) Bezeichnungen, die auf wirtschaftlich 

tätige Zusammenschlüsse von Ingenieuren 
hinweisen, dürfen in der Verbindung mit der 
Berufsbezeichnung nach Absatz 1 oder 
ähnlichen Bezeichnungen nur geführt wer-
den, wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder des Vorstands, der Geschäftsführer 
oder die Personen, die mindestens über die 
Hälfte der Stimmrechte verfügen, zur Füh-
rung der Berufsbezeichnung nach § 1  
Abs. 1 oder nach § 2 berechtigt sind. 
 

  § 2 
 

  (1) Die in § 1 genannte Berufsbezeichnung 
darf auch führen, wer auf Grund eines Ab-
schlusszeugnisses einer ausländischen 
Hochschule oder einer sonstigen ausländi-
schen Schule von der zuständigen Behörde 
die Genehmigung hierzu erhalten hat. 
 

2.  § 2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

  

 „Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
sich aus dem Zeugnis der ausländi-
schen Hochschule oder Schule zu ei-
nem Zeugnis der in § 1 Nummer 1 
Buchstabe a oder b genannten Hoch-
schulen oder Schulen keine wesentli-
chen Unterschiede ergeben.“ 

 
3.  § 2 Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden 

aufgehoben. 
 

 (2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
das Zeugnis der ausländischen Hochschule 
oder Schule einem Zeugnis der in § 1 Nr. 1 
Buchstabe a oder b genannten Hochschu-
len oder Schulen gleichwertig ist. Ist die 
antragstellende Person nicht Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, 
so kann die Genehmigung versagt werden, 
wenn die Gegenseitigkeit nicht gewährleis-
tet ist. Dies gilt nicht für Staatsangehörige 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
und der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum. 
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  (3) Die Genehmigung ist ferner zu erteilen, 
wenn die antragstellende Person die 
Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates 
der Europäischen Union oder eines anderen 
Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum hat und 
 
a)  in einem anderen Mitgliedstaat der Eu-

ropäischen Union oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum ein 
Diplom erworben hat, das in dessen 
Hoheitsgebiet für die Führung einer der 
deutschen Berufsbezeichnung „Ingeni-
eur/Ingenieurin“ entsprechenden Be-
rufsbezeichnung allein oder in einer 
Wortverbindung erforderlich ist, oder 

 
b)  den Beruf eines Ingenieurs/einer Inge-

nieurin vollzeitlich zwei Jahre lang in 
den vorhergehenden zehn Jahren in ei-
nem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union oder in einem anderen 
Vertragsstaat des Abkommens über 
den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgeübt hat, der die Führung einer der 
deutschen Berufsbezeichnung „Ingeni-
eur/Ingenieurin“ entsprechenden Be-
zeichnung allein oder in einer Wortver-
bindung nicht an den Besitz eines Dip-
loms bindet, sofern sie dabei im Besitz 
von einem oder mehreren Ausbil-
dungsnachweisen war, die sie zur Vor-
bereitung auf die Ausübung dieses Be-
rufs erworben hatte. 

 
  (4) Die zweijährige Berufserfahrung nach 

Absatz 3 Buchstabe b darf von Staatsange-
hörigen eines Mitglied- oder Vertragsstaa-
tes, die im Besitz eines Ausbildungsnach-
weises sind, der ihnen den Abschluss einer 
reglementierten Ausbildung im Sinne des 
Titels I Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe e der 
Richtlinie 2005/36/EG bestätigt, nicht ver-
langt werden. 
 

  (5) Ein Diplom im Sinne des Absatzes 3 
Buchstabe a liegt vor, soweit darin mindes-
tens das Qualifikationsniveau nach Titel III 
Kapitel I Artikel 11 Buchstabe d dieser 
Richtlinie nachgewiesen ist. Gleichgestellt 
sind Ausbildungsnachweise, die in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens 
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über den Europäischen Wirtschaftsraum 
ausgestellt oder anerkannt worden sind. 
 

4.  § 2 Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „(6) Für das Anerkennungsverfahren 
von im Ausland erworbenen Qualifikati-
onen gelten die Regelungen des Ge-
setzes über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit ausländischer Bil-
dungsqualifikationen in Nordrhein-
Westfalen.“ 

 

 (6) Von der antragstellenden Person kann 
verlangt werden, dass sie nach ihrer Wahl 
einen höchstens dreijährigen Anpassungs-
lehrgang absolviert oder eine Eignungsprü-
fung ablegt, wenn: 
 
a) die Ausbildungsdauer mindestens ein 

Jahr unter der im Aufnahmemitglied-
staat geforderten Ausbildungsdauer 
liegt, 

 
b)  ihre Ausbildung sich auf Fächer be-

zieht, die sich wesentlich von denen un-
terscheiden, die durch den Ausbil-
dungsnachweis abgedeckt werden, der 
im Aufnahmemitgliedstaat vorgeschrie-
ben ist oder 

 
c)  der reglementierte Beruf im Aufnah-

memitgliedstaat eine oder mehrere reg-
lementierte Tätigkeiten umfasst, die im 
Herkunftsmitgliedstaat des Antragstel-
lers nicht Bestandteil des entsprechend 
reglementierten Berufs sind, und wenn 
dieser Unterschied in einer besonderen 
Ausbildung besteht, die im Aufnah-
memitgliedstaat gefordert wird und sich 
auf Fächer bezieht, die sich wesentlich 
von denen unterscheiden, die von dem 
Befähigungs- oder Ausbildungsnach-
weis abgedeckt werden, den der An-
tragstellter vorlegt. 

 
  (7) Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 

erteilten Genehmigungen gelten als Ge-
nehmigungen im Sinne dieser Bestimmung. 
 

5.  In § 3 Absatz 1 werden die Wörter  
„oder innerhalb einer Ausschlussfrist 
von einem Jahr nach Inkrafttreten die-
ses Gesetzes der zuständigen Behörde 
schriftlich anzeigt“ aufgehoben. 

 

 § 3 
 
(1) Die in § 1 genannte Berufsbezeichnung 
darf ferner führen, wer vor Inkrafttreten die-
ses Gesetzes eine Tätigkeit unter dieser 
Berufsbezeichnung ausgeübt hat und die 
Absicht, diese Berufsbezeichnung weiterzu-
führen, vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
der hierfür zuständigen Behörde angezeigt 
hat oder innerhalb einer Ausschlußfrist von 
einem Jahr nach Inkrafttreten dieses Geset-
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zes der zuständigen Behörde schriftlich 
anzeigt. 
 

6.  § 3 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „(2) Wer vor Inkrafttreten dieses Geset-
zes eine Tätigkeit unter der in § 1 ge-
nannten Berufsbezeichnung oder eine 
Tätigkeit, die in der Regel von einem 
Ingenieur oder einer Ingenieurin ausge-
führt wird, ausgeübt hat, aber aus 
Rechtsgründen bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die in § 1 genannte Berufs-
bezeichnung nicht führen durfte, ist be-
rechtigt, diese nach Wegfall des Hinde-
rungsgrundes zu führen, wenn inner-
halb der in Absatz 1 genannten Aus-
schlussfrist die diesbezügliche Absicht 
unter Angabe des Hinderungsgrundes 
der zuständigen Behörde schriftlich an-
gezeigt wurde.“ 

 

 (2) Wer vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
eine Tätigkeit unter der in § 1 genannten 
Berufsbezeichnung oder eine Tätigkeit, die 
in der Regel von einem Ingenieur oder einer 
Ingenieurin ausgeführt wird, ausgeübt hat, 
aber aus Rechtsgründen bei Inkrafttreten 
dieses Gesetzes die in § 1 genannte Be-
rufsbezeichnung nicht führen darf, ist be-
rechtigt, diese nach Wegfall des Hinde-
rungsgrundes zu führen, wenn innerhalb der 
in Absatz 1 genannten Ausschlußfrist die 
diesbezügliche Absicht unter Angabe des 
Hinderungsgrundes der zuständigen Behör-
de schriftlich angezeigt wird. 
 

  (3) Die Ausschlußfrist endet für Deutsche, 
die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Ber-
lin haben, ein Jahr nach der Begründung 
des Wohnsitzes in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Landes Ber-
lin. 
 

7.  § 3 Absatz 4 wird aufgehoben. 
 

 (4) Der Empfang der Anzeigen ist schriftlich 
zu bestätigen. 
 

  § 5 
 

  (1) Zuständige Behörde im Sinne der §§ 2, 
3 und 4 dieses Gesetzes ist die Bezirksre-
gierung, in deren Bezirk die Person, welche 
die in § 1 genannte Berufsbezeichnung führt 
oder führen will, berufstätig ist oder ihren 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
Wohnsitzes ihren gewöhnlichen Aufent-
haltsort hat. Ist ein Ort der Berufstätigkeit, 
ein Wohnsitz oder ein gewöhnlicher Aufent-
haltsort in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht vorhanden, so ist der letzte Ort der 
Berufstätigkeit, der letzte Wohnsitz oder 
gewöhnliche Aufenthaltsort maßgebend. 
Ergibt sich auch hiernach keine zuständige 
Behörde, so ist die Bezirksregierung zu-
ständig, in deren Bezirk die Berufstätigkeit 
ausgeübt werden soll. 
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  (2) Ist für Verfahren nach den §§ 2 und 4 

dieses Gesetzes eine Zuständigkeit mehr-
fach begründet, so ist die Bezirksregierung 
zuständig, die zuerst mit der Sache befasst 
worden ist. Sie kann ein Verfahren an eine 
andere nach Absatz 1 zuständige Bezirks-
regierung abgeben, wenn dies zweckmäßig 
erscheint. In Zweifelsfällen bestimmt die für 
dieses Gesetz zuständige oberste Landes-
behörde die zuständige Bezirksregierung. 
 

  (3) Absatz 2 Satz 1 und 2 gilt im Verhältnis 
der Bezirksregierungen zu den zuständigen 
Verwaltungsbehörden der anderen Länder 
entsprechend. In den Fällen des Absatzes 2 
Satz 3 entscheidet die für dieses Gesetz 
zuständige oberste Landesbehörde im Ein-
vernehmen mit der zuständigen obersten 
Landesbehörde des anderen Landes. 
 

8.  § 5 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 „(4) Die Landesregierung kann die Zu-
ständigkeit entsprechend der §§ 2 bis 4 
dieses Gesetzes auf eine einzelne Be-
zirksregierung übertragen.“ 

 

  

9.  § 5a wird aufgehoben. 
 

 § 5 a 
 
(1) Die zuständige Behörde des Aufnah-
memitgliedstaates bestätigt der antragstel-
lenden Person binnen eines Monats den 
Empfang der Unterlagen und teilt ihr gege-
benenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. 

 
  (2) Das Verfahren ist unverzüglich, spätes-

tens jedoch drei Monate nach Einreichung 
der vollständigen Unterlagen mit einer mit 
Gründen versehenen Entscheidung der 
zuständigen Behörde abzuschließen. In 
Einzelfällen kann die Frist um höchstens 
einen Monat verlängert werden. 
 

  (3) Ist zur Führung einer der in § 1 genann-
ten Berufsbezeichnungen ein Qualifikati-
onsnachweis erforderlich und wird die Aner-
kennung einer in einem Mitglied- oder Ver-
tragsstaat erworbenen Qualifikation bean-
tragt, oder wird in einem der genannten 
Staaten die Anerkennung der im Inland er-
worbenen Qualifikation beantragt, so arbei-
tet die zuständige Behörde mit den zustän-
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digen Stellen des anderen Staates zusam-
men und leistet Amtshilfe. Sie teilt diesen 
Stellen die ihr bekannt werdenden straf-
rechtlichen Verurteilungen und andere Tat-
sachen mit, die sich auf die Zuverlässigkeit 
auswirken könnten. 
 

  (4) Bei der Übermittlung personenbezoge-
ner Daten weist die Behörde darauf hin, 
dass die Daten nur zu den Zwecken des 
Anerkennungsverfahrens verwendet werden 
dürfen und die Daten unverzüglich auf ihre 
konkrete Erforderlichkeit zu prüfen und an-
sonsten zu löschen sind. 
 

Artikel 3 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 
 

  

Das Landesbeamtengesetz vom  
21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. No-
vember 2009 (GV. NRW. S. 570), wird wie 
folgt geändert: 
 

 Beamtengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landesbeamtengesetz - LBG 
NRW) 
 

  Inhaltsübersicht 
 
Abschnitt 1 - Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 Anwendungsbereich 
§ 2 Begriffsbestimmungen 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1.  In der Inhaltsübersicht wird die Angabe 

zu § 12 wie folgt gefasst: 
 
 "§ 12 Anerkennung der Laufbahnbefä-

higung auf Grund der Richtlinie 
2005/36/EG und aufgrund in Drittstaa-
ten erworbener Berufsqualifikationen". 

 
 

 Abschnitt 2 - Beamtenverhältnis 
 
§ 3 Voraussetzungen des Beamtenver-

hältnisses  
§ 4 Beamtenverhältnis auf Zeit 
§ 5 Vorschrift über die Laufbahnen 
§ 6 Vorschriften über Ausbildung und 

Prüfung 
§ 7 Begriff und Gliederung der Laufbah-

nen 
§ 8 Vorbildungsvoraussetzungen 
§ 9 Allgemeine Laufbahnerfordernisse 
§ 10 Laufbahnbefähigung 
§ 11 Laufbahnen besonderer Fachrich-

tungen 
§ 12 Anforderungen für Staatsangehörige 

der Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union 

§ 13 Andere Bewerber 
§ 14 Probezeit 
§ 15 Ernennung 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1188 

 
 

29 

§ 16 Voraussetzung der Ernennung auf 
Lebenszeit 

§ 17 Zuständigkeit und Wirkung der Er-
nennung 

§ 18 Verfahren und Rechtsfolgen bei 
nichtiger oder rücknehmbarer Er-
nennung 

§ 19 Mitgliedschaft im Parlament 
§ 20 Beförderung 
§ 21 Nachteilsausgleich 
§ 22 Leitende Funktion auf Probe 
§ 23 Aufstieg 
 

  Abschnitt 3 - Wechsel innerhalb des 
Landes 
 
§ 24 Abordnung 
§ 25 Versetzung 
§ 26 Umbildung, Auflösung und Ver-

schmelzung von Behörden 
 

  Abschnitt 4 - Beendigung des Beamten-
verhältnisses 
 
§ 27 Entlassung 
§ 28 Entlassungsverfahren 
§ 29 Verlust der Beamtenrechte und Wie-

deraufnahmeverfahren 
§ 30 Gnadenerweis 
§ 31 Ruhestand wegen Erreichens der 

Altersgrenze 
§ 32 Hinausschieben der Altersgrenze 
§ 33 Dienstunfähigkeit, Antragsruhestand 
§ 34 Versetzung in den Ruhestand we-

gen Dienstunfähigkeit 
§ 35 Wiederherstellung der Dienstfähig-

keit 
§ 36 Zuständigkeit, Beginn des Ruhe-

stands 
§ 37 Einstweiliger Ruhestand 
§ 38 Beginn des einstweiligen Ruhe-

stands 
§ 39 Wiederverwendung aus dem einst-

weiligen Ruhestand 
§ 40 Einstweiliger Ruhestand bei organi-

satorischen Veränderungen 
§ 41 Voraussetzung für Eintritt in den 

Ruhestand 
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  Abschnitt 5 - Rechtliche Stellung im Be-
amtenverhältnis 
 
§ 42 Wahrnehmung der Aufgaben, Ver-

halten 
§ 43 Unterrichtung der Öffentlichkeit 
§ 44 Aufenthalt in der Nähe des Dienstor-

tes 
§ 45 Dienstkleidung 
§ 46 Diensteid 
§ 47 Befreiung von Amtshandlungen 
§ 48 Pflicht zur Nebentätigkeit 
§ 49 Genehmigungspflichtige Nebentätig-

keit 
§ 50 Nebentätigkeit bei Freistellung vom 

Dienst 
§ 51 Nicht genehmigungspflichtige Ne-

bentätigkeit 
§ 52 Ausübung der Nebentätigkeit, Ver-

fahren, Tätigkeit von Ruhestandsbe-
amten und früheren Beamten mit 
Versorgungsbezügen 

§ 53 Meldung von Nebeneinnahmen 
§ 54 Inanspruchnahme von Einrichtun-

gen, Personal oder Material des 
Dienstherrn 

§ 55 Ersatzpflicht des Dienstherrn 
§ 56 Beendigung von mit dem Amt ver-

bundener Nebentätigkeit 
§ 57 Regelung der Nebentätigkeit 
§ 58 Dienstaufgabe als Nebentätigkeit 
§ 59 Verbot der Annahme von Belohnun-

gen, Geschenken und sonstigen 
Vorteilen 

§ 60 Arbeitszeit 
§ 61 Mehrarbeit 
§ 62 Fernbleiben vom Dienst 
§ 63 Voraussetzungslose Teilzeitbeschäf-

tigung 
§ 64 Jahresfreistellung 
§ 65 Altersteilzeit 
§ 66 Teilzeitbeschäftigung aus familiären 

Gründen 
§ 67 Unterhälftige Teilzeitbeschäftigung 
§ 68 Informationspflicht bei Teilzeitbe-

schäftigung 
§ 69 Benachteiligungsverbot 
§ 70 Urlaub aus arbeitsmarktpolitischen 

Gründen 
§ 71 Urlaub aus familiären Gründen 
§ 72 Informationspflicht bei langfristiger 

Beurlaubung 
§ 73 Erholungsurlaub 
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§ 74 Urlaub aus anderen Anlässen, Man-
datsträger 

§ 75 Folgen aus der Übernahme oder 
Ausübung eines Mandats 

§ 76 Mutterschutz, Elternzeit, Pflegezeit, 
Arbeitsschutz 

§ 77 Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, 
Pflege und Todesfällen 

§ 78 Führung der Amtsbezeichnung 
§ 79 Zusatz zur Amtsbezeichnung 
§ 80 Leistungen des Dienstherrn 
§ 81 Pflicht zum Schadensersatz 
§ 82 Übergang eines Schadensersatzan-

spruchs auf den Dienstherrn 
§ 83 Ersatz von Sachschäden 
§ 84 Personalakten - allgemein 
§ 85 Beihilfeakten 
§ 86 Anhörung 
§ 87 Akteneinsicht 
§ 88 Vorlage und Auskunft 
§ 89 Entfernung von Personalaktendaten 
§ 90 Verarbeitung und Übermittlung von 

Personalaktendaten 
§ 91 Aufbewahrung 
§ 92 Übertragung von Aufgaben der Per-

sonalverwaltung 
§ 93 Dienstliche Beurteilung, Dienstzeug-

nis 
§ 94 Beteiligung der Spitzenorganisatio-

nen 
§ 95 Errichtung Landespersonalaus-

schuss 
§ 96 Zusammensetzung 
§ 97 Unabhängigkeit, Ausscheiden der 

Mitglieder 
§ 98 Aufgaben 
§ 99 Geschäftsordnung 
§ 100 Verfahren 
§ 101 Verhandlungsleitung, Geschäftsstel-

le 
§ 102 Beweiserhebung, Amtshilfe 
§ 103 Beschlüsse 
 

  Abschnitt 6 - Rechtsweg 
 
§ 104 Verwaltungsrechtsweg, Vorverfah-

ren, Beschwerden 
§ 105 Vertretung bei Klagen aus dem Be-

amtenverhältnis 
§ 106 Zustellung 
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  Abschnitt 7 - Besondere Beamtengrup-
pen 
 
§ 107 Beamte des Landtags 
§ 108 Ehrenbeamte 
§ 109 Beamte des Landesrechnungshofs 
§ 110 Polizeivollzugsdienst 
§ 111 Laufbahn, Arbeitszeit 
§ 112 Gemeinschaftsunterkunft, Verpfle-

gung 
§ 113 Dienstkleidung, Freie Heilfürsorge 
§ 114 Untersagen des Tragens der Dienst-

kleidung 
§ 115 Eintritt in den Ruhestand 
§ 116 Dienstunfähigkeit 
§ 117 Feuerwehrtechnischer Dienst 
§ 118 Allgemeiner Vollzugsdienst und 

Werkdienst bei den Justizvollzugs-
anstalten 

§ 119 Bürgermeister und Landräte 
§ 120 Übrige kommunale Wahlbeamte 
§ 121 Wissenschaftliches und künstleri-

sches Personal an den Hochschulen 
§ 122 Staatsangehörigkeit, Erholungsur-

laub 
§ 123 Arten und Verlängerung des Beam-

tenverhältnisses 
§ 124 Sonderregelungen 
§ 125 Juniorprofessoren 
§ 126 Nebentätigkeit 
 

  Abschnitt 8 - Übergangs- und Schluss-
vorschriften 
 
§ 127 Laufbahnbefähigung 
§ 128 Übergang Anstellung 
§ 129 Übergang Altersgrenze Polizei 
§ 130 Übergang Altersgrenze Justizvollzug 
§ 131 Übergang Altersteilzeit, Altersurlaub 
§ 132 Bürgermeister, Landräte 
§ 133 Rechtsstellung der von Änderungen 

nicht erfassten Beamten 
§ 134 Besitzstandswahrung bei der Ent-

pflichtung 
§ 135 Satzungen 
§ 136 Rechtsverordnungen 
§ 137 Übergang Dienstunfähigkeit, An-

tragsruhestand 
§ 138 Inkrafttreten/Befristung 
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2.  § 12 wird wie folgt gefasst: 
 

  

 "§ 12 
 Anerkennung der Laufbahnbefähigung 

auf Grund der Richtlinie 2005/36/EG 
und auf Grund in Drittstaaten erworbe-
ner Berufsqualifikationen 

 

 § 12 
Anforderungen für Staatsangehörige der  
Mitgliedsstaaten der Europäischen Uni-
on 
 

 (1) Die Laufbahnbefähigung kann auch 
 

1. auf Grund der Richtlinie 2005/36/EG 
des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 
30.9.2005, S. 22) in der jeweils gel-
tenden Fassung oder 

 
2.  nach Maßgabe des § 7 Beamtensta-

tusgesetz auf Grund einer auf eine 
Tätigkeit in einer öffentlichen Verwal-
tung vorbereitenden Berufsqualifika-
tion, die in einem von § 7 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe c Beamtensta-
tusgesetz nicht erfassten Drittstaat 
erworben worden ist, 

 
 anerkannt werden. 
 

 (1) Die Laufbahnbefähigung kann auch auf-
grund der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom  
7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (Abl. EG 2005  
Nr. L 255 Seite 22) erworben werden. Das 
Nähere, insbesondere das Anerkennungs-
verfahren sowie die Ausgleichsmaßnah-
men, regelt das Innenministerium, für die 
Laufbahnen der Lehrer das für das Schul-
wesen zuständige Ministerium, durch 
Rechtsverordnung. Ergänzende Festlegun-
gen können die Rechtsverordnungen nach 
§ 6 treffen. 
 

 (2) Das Nähere, insbesondere das An-
erkennungsverfahren sowie die Aus-
gleichsmaßnahmen, regelt das für Inne-
res zuständige Ministerium, für die 
Laufbahnen der Lehrerinnen und Leh-
rer das für das Schulwesen zuständige 
Ministerium, durch Rechtsverordnung. 
Das Gesetz über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit ausländischer Berufs-
qualifikationen in Nordrhein-Westfalen 
findet keine Anwendung. Ergänzende 
Festlegungen können die Rechtsver-
ordnungen nach § 6 treffen. 

 

  

 (3) Die deutsche Sprache muss in dem 
für die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Laufbahn erforderlichen Maße be-
herrscht werden.“ 

 

 (2) Die deutsche Sprache muss in dem für 
die Wahrnehmung der Aufgaben der Lauf-
bahn erforderlichen Maße beherrscht wer-
den. 
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Artikel 4 
Änderung des Lehrerausbildungsgeset-
zes 
 

  

Das Lehrerausbildungsgesetz vom  
12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 308) wird wie 
folgt geändert: 
 

 Gesetz über die Ausbildung für Lehrämter 
an öffentlichen Schulen (Lehrerausbil-
dungsgesetz – LABG) 

§ 14 wird wie folgt geändert: 
 

 § 14 
Anerkennung 
 

  (1) Das für Schulen zuständige Ministerium 
kann eine außerhalb des Landes Nordrhein-
Westfalen abgelegte Lehramtsprüfung (Ers-
te Staatsprüfung oder lehramtsspezifische 
Hochschulabschlussprüfung) hinsichtlich 
des Zugangs zu einem entsprechenden 
Vorbereitungsdienst nach § 5 als gleichwer-
tig geeignet anerkennen. Soweit Antragstel-
lerinnen und Antragsteller noch keine dem 
Praxissemester nach § 12 Abs. 3 entspre-
chende schulpraktische Ausbildung nach-
weisen, kann die Anerkennung vom Nach-
holen schulpraktischer Ausbildungselemen-
te abhängig gemacht werden. 
 

  (2) Das Ministerium kann einen anderen für 
ein Lehramt geeigneten Hochschulab-
schluss als Lehrbefähigung in einem weite-
ren Fach (Erweiterung) zu einer bereits er-
worbenen Lehramtsbefähigung anerkennen. 
 

  (3) Das Ministerium kann eine außerhalb 
des Landes Nordrhein-Westfalen erworbene 
Lehramtsbefähigung als Befähigung zu ei-
nem entsprechenden Lehramt im Sinne 
dieses Gesetzes anerkennen; Lehramtsbe-
fähigungen aus anderen Ländern werden in 
der Regel anerkannt. 
 

1.  Dem Absatz 4 wird folgender Satz an-
gefügt: 

 

  

 
 
 
 
 
 
 
 „Ablehnende Bescheide enthalten ne-

ben der Begründung einen Hinweis auf 
Stellen, die die Antragstellerinnen und 

 (4) Die Anerkennung kann im Einzelfall da-
von abhängig gemacht werden, dass der 
anzuerkennende Abschluss den Anforde-
rungen des angestrebten Lehramts ent-
spricht; sie kann mit Einschränkungen aus-
gesprochen und mit Auflagen sowie Bedin-
gungen versehen werden, weitere Leistun-
gen zu erbringen. 
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Antragsteller über die in ihrem Einzelfall 
bestehenden lehramtsbezogenen Stu-
dien- und Ausbildungsmöglichkeiten 
beraten können.“ 

 
2.  Dem Wortlaut des Absatzes 5 wird fol-

gender Satz vorangestellt: 
 

  

 „Das Gesetz über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit ausländischer Berufs-
qualifikationen in Nordrhein-Westfalen 
findet mit Ausnahme von dessen § 10 
Absatz 3 keine Anwendung.“ 

 

 (5) Das Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung 
 
1.  Regelungen der Europäischen Ge-

meinschaft zu Anerkennungen nach 
Absatz 3 in Landesrecht umzusetzen, 

 
2.  die Anerkennungsbefugnis gemäß den 

Absätzen 1 bis 3 auf die Bezirksregie-
rungen zu übertragen. 

Artikel 5 
Änderung des Lebensmittelchemikerge-
setzes 
 

  

Das Lebensmittelchemikergesetz vom  
7. März 1978 (GV. NRW. S. 88), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom  
8. Februar 2006 (GV. NRW. S. 87), wird wie 
folgt geändert: 
 

 Gesetz über die Berufsbezeichnungen  
„staatlich geprüfte Lebensmittelchemi-
kerin“ und „staatlich geprüfter Lebens-
mittelchemiker“ (Lebensmittelchemiker-
gesetz - LChemG) 
 

  § 2 
Erteilung der Erlaubnis 
 

  (1) Eine Erlaubnis nach § 1 Abs. 1 wird er-
teilt, wenn die Antragstellerin oder der An-
tragsteller 
 

  1. ein Studium auf dem Gebiet der Le-
bensmittelchemie an einer Hochschule 
in der Bundesrepublik Deutschland in 
einem durch eine staatliche Zwischen-
prüfung gegliederten Studiengang mit 
einer Regelstudienzeit von neun Se-
mestern abgeleistet, eine Wissen-
schaftliche Abschlussarbeit angefertigt 
und die Erste Staatsprüfung der Le-
bensmittelchemikerinnen und Lebens-
mittelchemiker bestanden hat oder auf-
grund einer durch Rechtsverordnung 
als gleichwertig anerkannten Hoch-
schulausbildung zur berufspraktischen 
Ausbildung gemäß Nummer 2 zugelas-
sen wurde, 
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  2. nach Abschluss des Studiums eine 
praktische Ausbildung von zwölf Mona-
ten an einem Chemischen und Le-
bensmitteluntersuchungsamt und an 
anderen geeigneten Ausbildungsstellen 
erhalten, 

 
  3. die Zweite Staatsprüfung der Lebens-

mittelchemikerinnen und Lebensmittel-
chemiker bestanden und 

 
  4. sich nicht eines Verhaltens schuldig 

gemacht hat, aus dem sich ihre oder 
seine Unzuverlässigkeit zur Ausübung 
des Berufs der Lebensmittelchemikerin 
oder des Lebensmittelchemikers ergibt. 

 
Dem § 2 Absatz 2 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
„Wird im Verfahren zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen ein wesentlicher Un-
terschied nach § 9 Absatz 2 Berufsqualifika-
tionsfeststellungsgesetz NRW festgestellt, 
kann die Antragstellerin oder der Antragstel-
ler zum Ausgleich eine Eignungsprüfung 
ablegen. Ein Anpassungslehrgang ist als 
Ausgleichsmaßnahme ausgeschlossen, 
sofern nicht eine Rechtsverordnung des 
Ministeriums anderes bestimmt.“  
 

 (2) Die Erlaubnis wird auch erteilt, wenn die 
Antragstellerin oder der Antragsteller au-
ßerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
eine Ausbildung als Lebensmittelchemikerin 
oder Lebensmittelchemiker oder für einen 
vergleichbaren Beruf abgeschlossen hat, 
sofern die Gleichwertigkeit des Ausbil-
dungsstandes gegeben ist; Absatz 1 Nr. 4 
bleibt unberührt. 
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Artikel 6 
Änderung des Hochschulgesetzes 
 

  

Das Hochschulgesetz vom  
31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474), zu-
letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90), 
wird wie folgt geändert: 
 

 Gesetz über die Hochschulen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (Hochschulge-
setz – HG) 
 

1.  § 1 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 

  

 
 
 
 
 
 "Für die Verleihung und Führung von 

Graden sowie hinsichtlich der Zustän-
digkeit für die Bewertung ausländischer 
Hochschulqualifikationen auf der Basis 
des Übereinkommens über die Aner-
kennung von Qualifikationen im Hoch-
schulbereich in der europäischen Regi-
on vom 17. April 1997 (BGBl. II S. 713) 
gilt dieses Gesetz nach Maßgabe des  
§ 69." 

 

 (1) Dieses Gesetz gilt für die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen und nach 
Maßgabe des neunten Abschnittes für die 
staatlich anerkannten Hochschulen und für 
den Betrieb nichtstaatlicher Hochschulen in 
Nordrhein-Westfalen. Für die Verleihung 
und Führung von Graden gilt dieses Gesetz 
nach Maßgabe des § 69. Dieses Gesetz gilt 
nicht für Fachhochschulen des Landes, die 
ausschließlich Ausbildungsgänge für den 
öffentlichen Dienst anbieten. 
 

  (2) Folgende Hochschulen sind im Sinne 
dieses Gesetzes Universitäten: 
 
1. die Technische Hochschule Aachen, 
2.  die Universität Bielefeld, 
3.  die Universität Bochum, 
4.  die Universität Bonn, 
5.  die Universität Dortmund, 
6.  die Universität Düsseldorf, 
7.  die Universität Duisburg-Essen, 
8.  die Fernuniversität in Hagen, 
9.  die Universität Köln, 
10.  die Deutsche Sporthochschule Köln, 
11.  die Universität Münster, 
12.  die Universität Paderborn, 
13.  die Universität Siegen und 
14.  die Universität Wuppertal. 
 

  Folgende Hochschulen sind im Sinne die-
ses Gesetzes Fachhochschulen: 
 
1.  die Fachhochschule Aachen, 
2.  die Fachhochschule Bielefeld, 
3.  die Fachhochschule Bochum, 
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4.  die Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg 
in Sankt Augustin, 

5.  die Fachhochschule Dortmund, 
6.  die Fachhochschule Düsseldorf, 
7.  die Fachhochschule Gelsenkirchen, 
8.  die Fachhochschule für Gesundheitsbe-

rufe in Bochum, 
9.  die Fachhochschule Hamm-Lippstadt in 

Hamm und Lippstadt, 
10. die Fachhochschule Südwestfalen in 

Iserlohn, 
11.  die Fachhochschule Rhein-Waal in Kle-

ve, 
12.  die Fachhochschule Köln, 
13.  die Fachhochschule Ostwestfalen-

Lippe in Lemgo, 
14.  die Fachhochschule Westliches Ruhr-

gebiet in Mülheim, 
15.  die Fachhochschule Münster und 
16.  die Fachhochschule Niederrhein in Kre-

feld und Mönchengladbach. 
 

  (3) Es bestehen Standorte der Fachhoch-
schule Aachen in Jülich, der Fachhochschu-
le Bielefeld in Minden, der Fachhochschule 
Bochum in Velbert/Heiligenhaus, der Fach-
hochschule Bonn-Rhein-Sieg in Rheinbach 
und in Hennef, der Fachhochschule Gel-
senkirchen in Bocholt und in Recklinghau-
sen, der Fachhochschule Südwestfalen in 
Hagen, in Meschede und in Soest, der 
Fachhochschule Rhein-Waal in Kamp-
Lintfort, der Fachhochschule Köln in Gum-
mersbach und in Leverkusen, der Fach-
hochschule Ostwestfalen-Lippe in Detmold 
und in Höxter, der Fachhochschule Westli-
ches Ruhrgebiet in Bottrop sowie der Fach-
hochschule Münster in Steinfurt. Die 
Grundordnungen dieser Hochschulen kön-
nen bestimmen, dass auch am Sitz der 
Hochschule nach Absatz 2 ein Standort 
besteht. Die Hochschulen können im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium Studienorte 
errichten und aufheben. Die Grundordnung 
kann bestimmen, dass in den Standorten 
oder in den Studienorten aus den Professo-
rinnen und Professoren des Standorts oder 
des Studienorts für eine Zeit von vier Jahren 
eine Sprecherin oder ein Sprecher dieses 
Standorts oder des Studienorts gewählt 
wird. Der Sitz im Sinne der Vorschriften 
über den Gerichtsstand ist für die Fach-
hochschule Hamm-Lippstadt Hamm, für die 
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Fachhochschule Niederrhein Krefeld und für 
die Universität Duisburg-Essen Essen. 
 

  (4) Der Fachbereich Musikhochschule der 
Universität Münster nimmt die in § 3 Abs. 1 
Kunsthochschulgesetz beschriebenen Auf-
gaben der Kunsthochschulen auf dem Ge-
biet der Musik wahr. Für ihn gelten daher 
insoweit die für die Kunsthochschulen gel-
tenden Bestimmungen des Kunsthoch-
schulgesetzes. Hierzu gehören insbesonde-
re die künstlerische sowie die kunstpädago-
gische Ausbildung einschließlich des Zu-
gangs und der Einschreibung in Bezug auf 
künstlerische Studiengänge und der Aus-
übung des Promotions- und des Habilitati-
onsrechts sowie der Qualitätssicherung. Im 
Übrigen gelten für den Fachbereich Musik-
hochschule die Bestimmungen dieses Ge-
setzes. Das gilt insbesondere hinsichtlich 
der Verteilung der Kompetenzen zwischen 
den zentralen Organen der Universität und 
dem Fachbereich Musikhochschule und für 
die Verteilung der Kompetenzen zwischen 
den Organen des Fachbereichs sowie hin-
sichtlich der staatlichen Finanzierung, des 
Verhältnisses zwischen dem Land und dem 
Fachbereich, hinsichtlich der Berufung der 
Professorinnen und Professoren, hinsicht-
lich der Haushaltsführung, hinsichtlich der 
hochschulinternen Mittelverteilung und hin-
sichtlich der unternehmerischen Hochschul-
tätigkeit; hinsichtlich des Berufungsverfah-
rens gilt § 31 Kunsthochschulgesetz. 
 

  (5) Für die Dienstaufgaben und die Einstel-
lungsvoraussetzungen des dem Fachbe-
reich Musikhochschule der Universität 
Münster zugeordneten wissenschaftlichen 
und künstlerischen Personals gelten die 
Bestimmungen des Kunsthochschulgeset-
zes. Für die dienstrechtliche Stellung des 
Personals des Fachbereichs gelten im Übri-
gen die Bestimmungen dieses Gesetzes. 
Dabei gilt zusätzlich zu den allgemeinen 
Regeln: Für Professorinnen und Professo-
ren am Fachbereich Musikhochschule der 
Universität Münster können im Dienstver-
trag besondere Regelungen über die An-
wendung der allgemeinen Vorschriften über 
Nebentätigkeit und Sonderurlaub getroffen 
werden. 
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  (6) Die Lehrbeauftragten des Fachbereichs 
Musikhochschule sind als solche Mitglieder 
der Universität Münster. Sie gehören hin-
sichtlich der Vertretung in den Gremien der 
Gruppe der Mitglieder nach § 11 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 an. Innerhalb dieser Gruppe 
soll die Zahl der Lehrbeauftragten und der 
übrigen Vertreterinnen und Vertreter der 
Gruppe nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in 
einem angemessenen Verhältnis stehen. 
Die Grundordnung oder die Fachbereichs-
ordnung kann vorsehen, dass die Mitglieder 
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 mit den Mit-
gliedern nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 eine 
gemeinsame Gruppe bilden, wenn wegen 
ihrer geringen Anzahl die Bildung einer ei-
genen Gruppe nicht gerechtfertigt ist. 
 

2.  Dem § 69 wird folgender Absatz ange-
fügt: 

 

 § 69  
Verleihung und Führung von Graden 
 

  (1) Grade dürfen nur verliehen werden, 
wenn innerstaatliche Bestimmungen es vor-
sehen. Bezeichnungen, die Graden zum 
Verwechseln ähnlich sind, dürfen nicht ver-
geben werden. 
 

  (2) Von einer staatlichen oder staatlich an-
erkannten Hochschule in Deutschland oder 
in einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union einschließlich der Europäi-
schen Hochschulen in Florenz und Brügge 
sowie der Päpstlichen Hochschulen in Rom 
verliehene Hochschulgrade sowie entspre-
chende staatliche Grade können im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes in der verlie-
henen Form geführt werden. Ein sonstiger 
ausländischer Hochschulgrad, der auf 
Grund einer Prüfung im Anschluss an ein 
tatsächlich absolviertes Studium von einer 
nach dem Recht des Herkunftslandes aner-
kannten Hochschule ordnungsgemäß ver-
liehen wurde, kann in der verliehenen Form 
unter Angabe der verleihenden Institution 
geführt werden. Die verliehene Form des 
Grades kann bei fremden Schriftarten in die 
lateinische Schrift übertragen werden; fer-
ner kann die im Herkunftsland zugelassene 
oder dort nachweislich allgemein übliche 
Abkürzung geführt sowie eine wörtliche 
Übersetzung in Klammern hinzugefügt wer-
den. Die Sätze 2 und 3 gelten für ausländi-
sche staatliche und kirchliche Hochschul-
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grade entsprechend. Eine Umwandlung in 
einen entsprechenden inländischen Grad ist 
ausgeschlossen. 
 

  (3) Ein ausländischer Ehrengrad, der von 
einer nach dem Recht des Herkunftslandes 
zur Verleihung berechtigten Hochschule 
oder einer anderen zur Verleihung berech-
tigten Stelle verliehen wurde, kann nach 
Maßgabe der für die Verleihung geltenden 
Rechtsvorschriften in der verliehenen Form 
unter Angabe der verleihenden Stelle ge-
führt werden. Absatz 2 Sätze 3 bis 5 gelten 
entsprechend. 
 

  (4) Die Absätze 2 und 3 gelten für die Füh-
rung von Hochschultiteln und Hochschultä-
tigkeitsbezeichnungen entsprechend. 
 

  (5) Soweit Vereinbarungen und Abkommen 
der Bundesrepublik Deutschland mit ande-
ren Staaten über Gleichwertigkeiten im 
Hochschulbereich und Vereinbarungen der 
Länder der Bundesrepublik Deutschland die 
Betroffenen gegenüber den Absätzen 2 bis 
4 begünstigen, gehen diese Regelungen 
vor. 
 

  (6) Das Ministerium kann in begründeten 
Fällen durch Rechtsverordnung für be-
stimmte Grade, Institutionen und Personen-
gruppen Ausnahmen regeln, die Betroffene 
gegenüber den Absätzen 2 bis 5 begünsti-
gen. Das Ministerium kann ferner durch 
Rechtsverordnung für bestimmte Grade 
eine einheitliche Schreibweise in lateini-
scher Schrift sowie einheitliche deutsche 
Übersetzungen vorgeben. 
 

  (7) Von den Absätzen 2 bis 6 abweichende 
Grade und Titel sowie durch Titelkauf er-
worbene Grade dürfen nicht geführt werden. 
Wer einen Grad führt, hat auf Verlangen der 
zuständigen Behörden die Berechtigung 
hierzu urkundlich nachzuweisen. Eine von 
den Absätzen 2 bis 6 abweichende Grad- 
oder Titelführung kann vom Ministerium 
oder einer von ihm beauftragten Behörde 
untersagt werden. Wer vorsätzlich gegen 
Satz 1 oder eine Anordnung nach Satz 2 
oder 3 verstößt, handelt ordnungswidrig. 
Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz-
lich Urkunden ausstellt oder beschafft, in 
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denen ein nach den Absätzen 1 bis 6 sowie 
Satz 1 nicht führbarer Grad verliehen wird. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet 
werden. Zuständige Verwaltungsbehörde 
für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach Satz 4 und 5 ist das 
Ministerium oder eine von ihm beauftragte 
Behörde. 
 

  (8) Die Landesregierung kann an Personen, 
die außerhalb der Hochschule wissen-
schaftliche, künstlerische oder kulturelle 
Leistungen erbracht haben, die die Anforde-
rungen nach § 36 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 36 
Abs. 1 Nr. 3 und 5, § 36 Abs. 2 oder § 36 
Abs. 3 erfüllen, den Titel einer Professorin 
oder eines Professors verleihen. 
 

 "(9) Das Ministerium ist berechtigt, die 
Bewertung ausländischer Hochschul-
qualifikationen auf der Basis des Über-
einkommens über die Anerkennung von 
Qualifikationen im Hochschulbereich in 
der europäischen Region vom 17. April 
1997 (BGBl. II S. 713) auf das Sekreta-
riat der Ständigen Konferenz der Kul-
tusminister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland – Zentralstelle für 
ausländisches Bildungswesen – oder 
auf eine andere Stelle, die Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt 
und deren Sitz auch in einem anderen 
Bundesland sein kann, zu übertragen. 
Es wird ermächtigt, die Einzelheiten der 
Zuständigkeitsübertragung nach Satz 1 
durch Verwaltungsvereinbarung mit 
dem jeweiligen Land zu regeln." 

 

  

Artikel 7 
Inkrafttreten 
 

  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründungsteil 
 
Begründung zu Artikel 1 
über die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen in 
Nordrhein-Westfalen  
(BQFG-NRW) 
 
 
Teil 1 Allgemeiner Teil 
 
Zu § 1 
 
Das vorliegende Gesetz hat den Zweck, im Ausland erworbene Berufsqualifikationen für den 
deutschen Arbeitsmarkt besser nutzbar zu machen und Antragstellern eine qualifikations-
adäquate Beschäftigung zu ermöglichen. Es trägt damit zur Sicherung des Fachkräfteange-
bots und zur Integration in Nordrhein-Westfalen lebender Migrantinnen und Migranten in den 
Arbeitsmarkt bei. Zu diesem Zweck werden die Verfahren und Kriterien zur Feststellung der 
Gleichwertigkeit im Ausland erworbener Ausbildungsnachweise mit inländischen Ausbil-
dungsnachweisen einheitlich geregelt und erstmals ein in sich geschlossenes Verfahrens-
system der Anerkennung geschaffen. Im Rahmen der entsprechenden Verfahren werden 
neben im Ausland erworbenen Ausbildungsnachweisen ergänzend auch sonstige nachge-
wiesene Berufsqualifikationen der Antragsteller (insbesondere die einschlägige Berufserfah-
rung) berücksichtigt. Es werden zum einen neue Rechtsansprüche für Personen- und Be-
rufsgruppen geschaffen, denen bisher keine entsprechenden Verfahren offenstanden. Zum 
anderen ist im Interesse der Transparenz und Vereinfachung der entsprechenden Verfahren 
eine möglichst weitgehende Vereinheitlichung der Kriterien für die Bewertung im Ausland 
erworbener Ausbildungsnachweise und ergänzender Berufsqualifikationen (nach den §§ 4 
und 9) vorgesehen. Durch das neue Gesetz sollen sich die Migrantinnen und Migranten an-
hand eines möglichst in sich geschlossenen Gesetzestextes über die Voraussetzungen in-
formieren können, die für die Aufnahme einer Berufstätigkeit in einem landesrechtlich gere-
gelten Beruf vorliegen müssen. 
 
 
Zu § 2 
 
Absatz 1 Satz 1 beschreibt den sachlichen Anwendungsbereich des Gesetzes. Dieser 
umfasst alle in Nordrhein-Westfalen landesrechtlich geregelten Berufe, sofern die 
entsprechenden berufsrechtlichen Regelungen des Landes unter Bezugnahme auf dieses 
Gesetz nicht etwas anderes bestimmen. Dies gilt sowohl für reglementierte Berufe im Sinne 
des § 3 Absatz 4 als auch für nicht reglementierte Berufe. Ebenso wie im BQFG des Bundes 
gilt das BQFG-NRW nur subsidiär gegenüber fachgesetzlichen Regelungen. Den 
Fachressorts bleibt es damit unbenommen, im Rahmen des verfassungsrechtlich Zulässigen 
unmittelbar selbst Anerkennungsregeln zu normieren. Sieht das jeweilige Fachrecht keine 
speziellen Regelungen für die Feststellung der Gleichwertigkeit von im Ausland erworbenen 
Berufsqualifikationen vor, gilt subsidiär das BQFG-NRW. Die Subsidiarität des BQFG-NRW 
ist allerdings Einschränkungen unterworfen: Die Regelungen in den Fachgesetzen gehen nur 
dann dem BQFG-NRW vor, wenn sie ausdrücklich auf das BQFG-NRW Bezug nehmen, es 
also ganz oder teilweise ausschließen und dadurch dessen Inhalt entweder vollständig oder 
teilweise durch spezielle Regelungen ersetzen. Enthält ein Fachgesetz 
Anerkennungsregelungen, ohne dass auf das BQFG-NRW explizit Bezug genommen wird, 
gehen die Regelungen des BQFG-NRW vor. Dies gilt auch für Anerkennungsregelungen, die 
bereits im Zeitpunkt des Inkrafttretens des BQFG-NRW gültig sind. Das Erfordernis der 
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Bezugnahmen auf das BQFG-NRW im Fachrecht gewährleistet, dass es für den Anwender 
und Antragsteller klar erkennbar ist, welche Regelungen im konkreten Fall anwendbar sind.  
Anstatt des Bezugs auf „bundesrechtliche Berufe“ erfolgte die Formulierung „Berufe, die 
durch Rechtsvorschriften des Landes geregelt sind“, da das vorliegende BQFG-NRW Rege-
lungen für die nordrhein-westfälischen Landesberufe bereitstellt. Auf Bundesebene reicht 
das Merkmal „inländisch“ zur Abgrenzung von ausländischen Ausbildungsnachweisen, Be-
rufsbildungen, Berufsqualifikationen etc. aus. Auf Landesebene ist Anknüpfungspunkt hinge-
gen stets die jeweilige landesrechtliche Regelung. Daher ist an den entsprechenden Stellen 
das Wort „inländisch“ durch den Begriff „landesrechtlich geregelt“ ersetzt.  
 
Absatz 1 Satz 2 erweitert die Anwendbarkeit des Gesetzes hinsichtlich der Gebührenrege-
lung in § 20 auch auf bundesrechtlich geregelte Berufe. Dies erlaubt es eine Gebührenord-
nung zu erlassen, die sich auf eine einheitliche Ermächtigungsgrundlage für alle Anerken-
nungsverfahren stützt. 
 
Absatz 1 Satz 3 stellt klar, dass § 10 Bundesvertriebenengesetz (BVFG) und BQFG-NRW 
nebeneinander anwendbar sind. Das BVFG ist damit nicht als spezielleres Gesetz in Bezug 
auf die Anerkennung von Prüfungen und Befähigungsnachweisen, die der Spätaussiedler 
beziehungsweise seine berechtigten Familienangehörigen (§ 7 Absatz 2 Satz 1 BVFG) in 
den Aussiedlungsgebieten abgelegt oder erworben haben, anzusehen. Angehörige dieses 
Personenkreises können entscheiden, ob sie das Anerkennungsverfahren nach § 10 BVFG 
oder das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbener Ausbil-
dungsnachweise nach dem BQFG-NRW wählen. 
 
Absatz 2 legt fest, dass das Gesetz für alle Personen gilt. Dies schließt ausdrücklich auch 
nicht anerkannte Flüchtlinge ohne Aufenthaltsstatus in Duldung oder Gestattung ein. Vo-
raussetzung für die Anwendbarkeit ist zunächst, dass die Antragsteller im Ausland einen 
Ausbildungsnachweis im Sinne des § 3 Absatz 2 erworben haben. Auf Personen, die aus-
schließlich über informell (zum Beispiel durch Berufserfahrung) erworbene Berufsqualifikati-
onen, nicht jedoch über eine erfolgreich abgeschlossene Berufsbildung verfügen, sind die 
Regelungen in diesem Gesetz daher nicht anwendbar.  
 
Für die Anwendbarkeit des Gesetzes ist Voraussetzung, dass der Antragsteller oder die An-
tragstellerin darlegt, im Bundesland Nordrhein-Westfalen, einer Erwerbstätigkeit nachgehen 
zu wollen. Die bloße Absicht im Inland eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, reicht demge-
genüber nicht aus, da die Feststellung der Gleichwertigkeit immer mit Blick auf den jeweili-
gen landesrechtlich geregelten Beruf erfolgt.  
 
Die hierzu vorzulegenden Unterlagen werden in § 5 Absatz 6 und § 12 Absatz 6 bezie-
hungsweise in den jeweiligen Berufsgesetzen näher ausgeführt. Damit soll die Absicht zur 
Erwerbsaufnahme in Nordrhein-Westfalen begründet dokumentiert werden. 
 
 
Zu § 3 
 
Die Vorschrift enthält Begriffsbestimmungen, um eine einheitliche Auslegung der entspre-
chenden Begriffe zu gewährleisten und unnötige Wiederholungen im Gesetzestext zu ver-
meiden. Die Begriffsbestimmungen orientieren sich an der Terminologie im Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) und an den entsprechenden Begriffsbe-
stimmungen der RL 2005/36/EG; sprachliche Abweichungen von den Begriffsbestimmungen 
der RL 2005/36/EG sind der besseren Lesbarkeit geschuldet. 
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Absatz 1 definiert den Begriff der Berufsqualifikationen. Als Oberbegriff für die im Rahmen 
der entsprechenden Verfahren relevanten Qualifikationen umfasst er Ausbildungsnachweise 
im Sinne des Absatzes 2, sonstige berufsrelevante Befähigungsnachweise (zum Beispiel 
Nachweise über Fort- oder Weiterbildungen, sofern sie nicht dem Begriff der Ausbildungs-
nachweise im Sinne des Absatzes 2 unterfallen) und Nachweise über einschlägige Berufser-
fahrung, die sowohl im Ausland wie im Inland erworben sein kann. Die Begriffsbestimmung 
orientiert sich an Artikel 3 Absatz 1 lit. b) RL 2005/36/EG. Zugleich wird durch die entspre-
chende Formulierung der Rechtsprechung des EuGH Rechnung getragen, wonach bei Ent-
scheidungen über die Zulassung zur Ausübung eines Berufs grundsätzlich alle im In- oder 
Ausland absolvierte Ausbildungsgänge sowie die einschlägige Berufserfahrung zu berück-
sichtigen sind (vergleiche statt vieler EuGH, Urteil vom 14. September 2000 – C-238/99, 
Hocsman, Rn 35, „[…] sämtliche Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungs-
nachweise sowie die einschlägige Erfahrung des Betroffenen […] “).  
 
Absatz 2 definiert den Begriff der Ausbildungsnachweise. Umfasst sind Nachweise über 
erfolgreich abgeschlossene Berufsbildungen im Sinne des Absatzes 3. Nicht ausreichend 
sind sonstige Ausbildungsgänge, die nicht durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften gere-
gelt sind, oder beispielsweise informelle Praktika. Die Begriffsbestimmung orientiert sich an 
der Begriffsbestimmung in Artikel 3 Absatz 1 lit. c) RL 2005/36/EG. Die Ausbildungsnachwei-
se müssen von den zuständigen oder sonst verantwortlichen Stellen im In- und Ausland 
ausgestellt worden sein. 
 
Die Definition der Berufsbildung in Absatz 3 orientiert sich an den Bestimmungen in 
§ 1 BBiG und umfasst Berufsausbildungen und berufliche Fort- und Weiterbildungen, die 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelt sind. Um flexibel alle Maßnahmenfor-
men berücksichtigen zu können, wurde die vorliegende Aufzählung gewählt. Wesentlich ist, 
dass die Berufsausbildung nach einem geordneten Bildungsgang zu einer umfassenden be-
ruflichen Handlungsfähigkeit führt, welche die notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kennt-
nisse und Fähigkeiten zum Inhalt hat. Damit sind Lehrgänge, die eine nur kurzfristige Unter-
weisung beinhalten und keine umfassende berufliche Handlungsfähigkeit vermitteln (zum 
Beispiel Kurzlehrgänge zur Vorbereitung auf eine Fach- oder Sachkundeprüfung, die keine 
abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzen), ausgenommen. Die berufliche Fortbildung 
baut auf einer erfolgreich absolvierten Berufsausbildung und auf Berufserfahrung auf und 
qualifiziert für höherwertige und in der Regel auch verantwortungsvollere Tätigkeiten. Fortbil-
dungen, die lediglich Qualifikationen auf der Ebene der Berufsausbildung an neue Erforder-
nisse anpassen, werden von dem Begriff der Berufsbildung im Sinne des Absatzes 3 dage-
gen nicht umfasst.  
 
Absatz 4 stellt klar, dass landesrechtlich geregelte Berufe sowohl die nicht reglementierten 
Berufe als auch die reglementierten Berufe nach Absatz 5 umfassen. Die Reihenfolge der 
Wortgruppen „nicht reglementierte Berufe“ und „reglementierte Berufe“ wurde im Vergleich 
zum BQFG des Bundes umgestellt, um eine bessere Lesbarkeit zu erzielen. Der Begriff der 
„bundesrechtlich geregelten Berufe“ wurde in Anpassung an den Anwendungsbereich des 
Gesetzes in „Berufe, die durch Rechtsvorschriften des Landes geregelt sind“ geändert. 
 
Absatz 5 definiert den Begriff der reglementierten Berufe. Die Begriffsbestimmung über-
nimmt die wesentlichen Elemente der Definition in Artikel 3 Absatz 1 lit. a) Satz 1 
RL 2005/36/EG, um eine mit den Vorgaben der Richtlinie übereinstimmende Auslegung zu 
gewährleisten. Abweichungen von der entsprechenden Begriffsbestimmung in der Richtlinie 
dienen lediglich der sprachlichen Vereinfachung. Ein Beruf ist auch dann reglementiert, wenn 
nur das Führen einer Berufsbezeichnung an bestimmte Qualifikationen gebunden ist. 
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Zu Teil 2 
 
Zu Kapitel 1  
 
Die Regelungen im Kapitel 1 (§§ 4 bis 8) gelten ausschließlich für den Bereich der nicht reg-
lementierten Berufe. 
 
 
Zu § 4  
 
Die Vorschrift legt die Voraussetzungen für eine Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland 
erworbener Ausbildungsnachweise und sonstiger Berufsqualifikationen für nicht reglemen-
tierte Berufe fest. Sie orientiert sich an den allgemeinen Vorgaben in Artikel 10 ff. der 
RL 2005/36/EG und im "Übereinkommen über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region" vom 11. April 1997, das in Deutschland am 
1. Oktober 2007 in Kraft getreten ist, BGBl. 2007 II, S. 712 (im Folgenden: Lissabonner An-
erkennungsübereinkommen). Im Interesse einer möglichst weitgehenden Vereinheitlichung 
werden die Kriterien für eine Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen im Grundsatz auch auf nicht reglementierten Berufe und auf Personen 
übertragen, die nicht in den Anwendungsbereich der RL 2005/36/EG oder des Lissabonner 
Anerkennungsübereinkommens fallen. 
 
Bezugspunkt für die in diesem Gesetz vorgesehenen Verfahren ist immer die aktuell gelten-
de nordrhein-westfälische Berufsbildung (Referenzberuf), mit der die im Ausland absolvierte 
Berufsbildung unter ergänzender Berücksichtigung sonstiger nachgewiesener Berufsqualifi-
kationen der Antragsteller verglichen wird. Eine umfassende Bewertung informeller Qualifika-
tionen wird durch das vorliegende Gesetz dagegen nicht geregelt. 
 
Absatz 1 regelt den Anspruch auf Feststellung der Gleichwertigkeit, wenn die aufgeführten 
Voraussetzungen erfüllt sind. Es muss ein Antrag gestellt werden. Näheres zum Verfahren 
wird in § 6 geregelt.  
 
Die Voraussetzung in Absatz 1 Nummer 1 orientiert sich an den Vorgaben in 
Artikel 4 Absatz 2 RL 2005/36 EG. Die entsprechende Voraussetzung stellt klar, dass sich 
die Feststellung der Gleichwertigkeit auf vergleichbare Berufe und Niveaus der Qualifizierung 
beziehen muss. Die Feststellung der Gleichwertigkeit ist daher von vorneherein 
ausgeschlossen, wenn die entsprechenden Berufsbilder offensichtlich voneinander 
abweichen. Verglichen werden die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, auf die sich der 
ausländische Ausbildungsnachweis und die sonstigen Berufsqualifikationen beziehen, mit 
den in der Abschlussprüfung für einen anerkannten Ausbildungsberuf oder eine anerkannte 
berufliche Fortbildung in Nordrhein-Westfalen nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, 
Kenntnissen und Fähigkeiten. Neben dem Berufsbild und dem Tätigkeitsprofil ist dabei auch 
das Niveau der beruflichen Handlungsfähigkeit zu berücksichtigen, das durch den 
Ausbildungsnachweis belegt wird, ohne dabei auszuschließen, dass Berufserfahrung 
Unterschiede in den Qualifikationsniveaus ausgleichen kann. Bei mehreren in Betracht 
kommenden nordrhein-westfälischen Referenzberufen legt der Antragsteller oder die 
Antragstellerin im Einvernehmen mit der zuständigen Stelle den entsprechenden 
Referenzberuf für das Verfahren fest. Durch das Einvernehmen soll vermieden werden, dass 
ein Antragsteller aus Unkenntnis eine Referenzqualifikation wählt, mit welcher der Antrag 
nicht zum Erfolg führen kann. 
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Die Voraussetzung in Absatz 1 Nummer 2 orientiert sich an den Vorgaben in 
Artikel 14 Absatz 1 der RL 2005/36/EG; der Maßstab der „wesentlichen Unterschiede“ für die 
Feststellung der Gleichwertigkeit oder Anerkennung im Ausland erworbener Berufs-
Qualifikationen wird darüber hinaus auch im Lissabonner Anerkennungsübereinkommen 
zugrunde gelegt (vergleiche zum Beispiel Artikel VI.1 des Übereinkommens). Die 
entsprechende Formulierung gewährleistet, dass die Feststellung der Gleichwertigkeit nur im 
Falle einer hinreichenden Übereinstimmung der Berufsqualifikationen erfolgt, gleichzeitig 
aber auch nicht aufgrund nur geringfügiger Unterschiede verwehrt wird. 
 
In Absatz 2 wird der Begriff der „wesentlichen Unterschiede“ unter Berücksichtigung der 
Vorgaben in Artikel 14 Absatz 1, 4 und 5 RL 2005/36/EG und der Rechtsprechung des EuGH 
näher definiert. Die Regelung in Absatz 2 Nummer 1 orientiert sich an den Vorgaben in 
Artikel 14 Absatz 1 lit. b) und c) und Absatz 4 der RL 2005/36/EG, wobei im Interesse einer 
leichteren Lesbarkeit sprachliche Vereinfachungen gegenüber den Formulierungen in der 
Richtlinie vorgenommen wurden. Danach liegt ein wesentlicher Unterschied vor, wenn sich 
die im Ausland erworbenen Fertigkeiten, Fähigkeiten und Kenntnisse in Bezug auf Inhalt und 
Dauer erheblich unterscheiden. Ein wesentlicher Unterschied hinsichtlich der 
Ausbildungsdauer kann insbesondere dann vorliegen, wenn die Dauer der ausländischen 
Regelausbildungszeit mehr als ein Drittel unter der entsprechenden inländischen 
Regelausbildungszeit liegt. Die Regelung in Absatz 2 Nummer 2 berücksichtigt die 
Vorgaben in Artikel 14 Absatz 4 der RL 2005/36/EG, die nicht bereits durch die Regelung in 
Absatz 2 Nummer 1 abgedeckt sind und stellt klar, dass nur die wesentlichen Unterschiede 
relevant sind, die auch für die Ausübung des jeweiligen Berufs notwendig sind. Die Regelung 
in Absatz 2 Nummer 3 stellt klar, dass sonstige Befähigungsnachweise oder 
Berufserfahrung im Rahmen der Gleichwertigkeitsprüfung ergänzende Berücksichtigung 
finden, wenn sich die durch die jeweiligen Ausbildungsnachweise nachgewiesenen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten trotz vergleichbarer Berufsbilder in wesentlichen 
Punkten unterscheiden. Ein Ausgleich entsprechender Unterschiede durch den Nachweis 
einschlägiger Berufserfahrung ist insbesondere bei Defiziten hinsichtlich praktischer 
Ausbildungsbestandteile im Rahmen der dualen Berufsausbildung relevant. Die Regelung 
orientiert sich an den Vorgaben in Artikel 14 Absatz 5 der RL 2005/36/EG. Darüber hinaus 
wird der Rechtsprechung des EuGH Rechnung getragen, wonach bei Entscheidungen über 
die Zulassung zur Ausübung eines Berufs grundsätzlich alle im In- oder Ausland absolvierten 
Ausbildungsgänge zu berücksichtigen sind (vergleiche EuGH, Hocsman, siehe oben). Es ist 
also möglich, dass die Unterschiede auch kumulativ durch sonstige Befähigungsnachweise 
und Berufserfahrung ausgeglichen werden können. Soweit für den Erwerb nordrhein-
westfälischer Ausbildungsnachweise im Regelfall das Absolvieren einer bestimmten 
Ausbildungszeit vorausgesetzt ist (zum Beispiel dreijährige Ausbildungszeit für eine 
Berufsausbildung) können Defizite im Hinblick auf die Ausbildungsdauer in der Regel durch 
eine angemessen lange Berufserfahrung ausgeglichen werden. Der Nachweis der 
Berufserfahrung erfolgt in der Regel über die vorzulegenden Unterlagen nach § 5 Absatz 1 
oder die gegebenenfalls nachgeforderten Unterlagen nach § 5 Absatz 4 und 5. Der 
Nachweis kann bei Vorliegen der Voraussetzungen auch durch sonstige geeignete 
Verfahren zur Ermittlung der Fähigkeiten, Kenntnisse oder Fertigkeiten (zum Beispiel durch 
Arbeitsproben) nach § 18 erbracht werden. Dies gilt zum Beispiel bei Zweifeln an der 
Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit der Nachweise. 
 
Sofern die Feststellung der Gleichwertigkeit wegen wesentlicher Unterschiede im Sinne des 
Absatzes 2 nicht erfolgen kann, stellt die zuständige Stelle die vorhandenen Berufsqualifika-
tionen und die wesentlichen Unterschiede gegenüber der entsprechenden nordrhein-
westfälischen Berufsbildung fest. Das Nähere wird in § 7 Absatz 2 ausgeführt. 
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Absatz 3 normiert, dass diejenigen Inhaberinnen und Inhaber ausländischer Berufsqualifika-
tionen, die in einem Bundesland (Land der 1. Gleichwertigkeitsfeststellung) die Feststellung 
der Gleichwertigkeit mit der durch das jeweilige Landesrecht geregelten Berufsqualifikation 
erlangt haben, so gestellt werden, als hätten sie insoweit die Berufsqualifikation dieses Bun-
deslandes erworben. Sie werden also in Nordrhein-Westfalen so behandelt, als wäre ihre 
ausländische Berufsqualifikation insoweit die inländische des Bundeslandes der 1. Gleich-
wertigkeitsfeststellung. Diese Regelung liegt in den unterschiedlichen Inhalten der Berufs-
qualifikationen der einzelnen Bundesländer begründet, die bereits im rein innerstaatlichen 
Kontext in verschiedenen Berufsfeldern einer Gleichbehandlung von Abschlüssen aus den 
verschiedenen Bundesländern entgegenstehen. Inhaber ausländischer Berufsqualifikationen 
sollen gegenüber solchen inländischer Berufsqualifikationen nicht dadurch bevorzugt wer-
den, dass eine durch ein Bundesland festgestellte Gleichwertigkeit auch die Feststellung der 
Gleichwertigkeit mit den entsprechenden Berufsqualifikationen anderer Bundesländer bedeu-
tet. Deshalb wird eine Gleichstellung mit einem Ausbildungsinländer hergestellt. Soweit eine 
Gleichbehandlung zwischen den Berufsqualifikationen der einzelnen Bundesländer besteht, 
vermeidet § 4 Absatz 3 Mehrfachanträge auf Feststellung der Gleichwertigkeit. 
§ 4 Absatz 3 steht aber weiteren Anträgen auf Feststellung der Gleichwertigkeit in anderen 
Bundesländern nicht in jedem Fall entgegen. Für erneute Anträge besteht dann ein Erforder-
nis, wenn die ausländische Berufsqualifikation mehr beinhaltet als diejenige des Landes der 
1. Gleichwertigkeitsfeststellung. In diesem Fall wäre es ungerechtfertigt, den Inhaber der 
ausländischen Berufsqualifikation lediglich auf die Gleichbehandlung mit einem Ausbildungs-
inländer zu verweisen, anstatt die Gleichwertigkeit auch in einem Bundesland festzustellen, 
das strengere Anforderungen an die Berufsqualifikation stellt, die von der ausländische Qua-
lifikation aber ebenfalls abgedeckt werden. Dementsprechend sieht auch § 6 Absatz 5 die 
Ablehnung der Gleichwertigkeitsfeststellung nur vor, soweit die Gleichwertigkeit bereits fest-
gestellt ist. Hierin liegt keine unzulässige Inländerdiskriminierung, da die ausländische Quali-
fikation in diesem Fall einen größeren Bereich abdeckt als die Berufsqualifikation des Landes 
der 1. Gleichwertigkeitsfeststellung. 
§ 4 Absatz 3, ebenso wie § 6 Absatz 5, erfasst nur positive Anerkennungsentscheidungen. 
Dies trägt ebenfalls dem Umstand Rechnung, dass die Berufsqualifikationen einzelner Bun-
desländer teilweise voneinander abweichen. Der Inhaber einer ausländischen Berufsqualifi-
kation, deren Gleichwertigkeit in einem Bundesland nicht festgestellt werden konnte, hat die 
Möglichkeit, in einem anderen Bundesland, das weniger hohe Anforderungen an die landes-
rechtlich geregelte Berufsqualifikation stellt, erneut die Feststellung der Gleichwertigkeit zu 
beantragen.  
 
 
Zu § 5  
 
Absatz 1 Satz 1 bestimmt, welche Unterlagen der zuständigen Stelle vorzulegen sind, damit 
diese eine Prüfung der Gleichwertigkeit durchführen kann.  
 
Eine Aufstellung der Ausbildungsgänge und der ausgeübten Erwerbstätigkeiten, die den be-
ruflichen Werdegang der Antragsteller darstellen, hilft der zuständigen Stelle, einen Abgleich 
mit den sonstigen Unterlagen vorzunehmen und gegebenenfalls fehlende Unterlagen zu ver-
langen. Das Erfordernis, den vorzulegenden tabellarischen Lebenslauf in deutscher Sprache 
zu verlangen, ist für eine zügige Bearbeitung angebracht.  
 
Daneben sind ein Identitätsnachweis, der Ausbildungsnachweis und, sofern für die Prüfung 
der Gleichwertigkeit erforderlich, Bescheinigungen über einschlägige Berufserfahrungen 
(zum Beispiel Arbeitgeberzeugnisse) oder sonstige Befähigungsnachweise vorzulegen. Der 
Identitätsnachweis soll ausreichende Informationen zu einer Person bereitstellen, um Ver-
wechslungen auszuschließen, in der Regel Name, Geburtstag und Geburtsort. Bei Dritt-
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staatsangehörigen, die Probleme beim Nachweis ihrer Identität haben, weil es ihnen nicht 
zuzumuten ist, mit den Behörden ihres Herkunftsstaats in Kontakt zu treten, kann in Anleh-
nung an § 5 Absatz 3 AufenthG von der Vorlage des Identitätsnachweises abgesehen wer-
den (Vgl. § 18). 
 
Mit der Regelung in Absatz 1 Nummer 5 soll sichergestellt werden, dass Antragsteller nicht 
gleichzeitig Anträge bei mehreren zuständigen Stellen einreichen. Dies vermeidet Mehrfach-
anträge und zusätzlichen Aufwand der zuständigen Stellen. Die Änderung im Vergleich zum 
BQFG des Bundes ist erforderlich, da ein bereits gestellter Antrag in einem Bundesland nur 
in den Fällen des § 6 Absatz 5 der Feststellung der Gleichwertigkeit entgegensteht (vgl. Be-
gründung zu § 4 Absatz 3). Eine Erklärung über bereits gestellte Anträge ist aber aufgrund 
der Regelung des § 6 Absatz 5 sinnvoll. Zudem können so die in dem vorigen Verfahren 
bereits gewonnenen Erkenntnisse genutzt werden. 
 
In der Regel sind nach Absatz 2 die Unterlagen im Original oder als beglaubigte Kopie vor-
zulegen; Originale allerdings in der Regel nur dann, wenn sich die Antragsteller im Inland 
befinden und diese persönlich vorlegen können. Eine Versendung von Originalen sollte in 
jedem Fall unterbleiben. Die Ausbildungsnachweise und die Nachweise sonstiger Berufsqua-
lifikationen sind in der Regel als Übersetzung in deutscher Sprache oder als beglaubigte 
Kopie einer Übersetzung vorzulegen. Die Übersetzung ist durch einen in Deutschland oder 
im Ausland amtlich bestellten oder beeidigten Übersetzer oder Dolmetscher durchzuführen. 
Damit wird die Übereinstimmung der Übersetzung mit dem Original bestätigt. Die Regelung 
orientiert sich an der Verwaltungspraxis bei Hochschulzulassungen mit ausländischen Bil-
dungsabschlüssen. Sie folgt zugleich den Vorgaben des Verhaltenskodexes der Koordinato-
rengruppe für die RL 2005/36/EG, ABl. L 255 vom 30.09.2005 (im Folgenden: Verhaltensko-
dex), nach denen beglaubigte oder von einem öffentlich bestellten oder beeidigten Überset-
zer angefertigte Übersetzungen auf die wichtigsten Dokumente beschränkt bleiben sollen. 
 
Die Regelung in Absatz 2 Satz 3, für alle vorzulegenden und nachzureichenden Unterlagen 
eine deutsche Übersetzung zumindest verlangen zu können, gewährleistet eine zügige und 
fundierte Bearbeitung. Es ist zwar davon auszugehen, dass in der Mehrzahl der Fälle eine 
Übersetzung des Identitätsnachweises nicht notwendig sein wird. In Ausnahmefällen kann 
jedoch eine Übersetzung erforderlich sein, z.B. dann, wenn als Identitätsnachweis nicht ein 
Pass oder Personalausweis vorgelegt wird, sondern ein anderes Hilfsdokument, dessen Au-
thentizität und Inhalt sich in fremder Sprache nicht von selbst erschließt. Auch kann bei-
spielsweise der Identitätsnachweis die Daten nicht in lateinischen Schriftzeichen enthalten, 
so dass eine Übersetzung notwendig werden kann. Ebenso sollen die zuständigen Stellen 
auch von nachgereichten Unterlagen Übersetzungen verlangen können. 
 
Nach Absatz 3 können die zuständigen Stellen nach pflichtgemäßem Ermessen die nach 
Absatz 1 vorzulegenden Unterlagen auch in anderer Form zulassen, zum Beispiel in Form 
von einfachen Kopien. Von dieser Regelung sollen die zuständigen Stellen zur Vereinfa-
chung des Verfahrens großzügig Gebrauch machen.  
 
Die Vorschriften in Absatz 2 und 3 sehen keine Abweichungen von dem BQFG des Bundes 
vor. Klarstellend wird aber darauf hingewiesen, dass durch das Zusammenspiel dieser Vor-
schriften die anerkennende Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen von den Erfordernissen 
des Absatzes 2 abweichen kann. Sie kann neben unbeglaubigten Kopien auch Übersetzun-
gen akzeptieren, die nicht von einem öffentlich bestellten oder beeidigten Dolmetscher oder 
Übersetzer erstellt sind. Von dieser Regelung sollen die zuständigen Stellen zur Vereinfa-
chung des Verfahrens und zur Kostenersparnis für die Antragsteller großzügig Gebrauch 
machen. 
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Nach Absatz 4 können die zuständigen Stellen die Antragsteller auffordern, nähere Informa-
tionen zu Inhalt, Dauer und Rahmenbedingungen der im Ausland absolvierten Berufsbildung 
sowie zu sonstigen Berufsqualifikationen darzulegen. Hierfür hat die zuständige Stelle eine 
angemessene Frist zu setzen. Ziel dieser Regelung ist es, das Verfahren zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. Die Antragsteller sind in der Regel am ehesten in der Lage, die Inhal-
te und Dauer ihrer Berufsbildung darzulegen, um so der zuständigen Stelle die Beurteilung 
der Gleichwertigkeit im Sinne des § 4 zu ermöglichen. Kann der Antragsteller die Unterlagen 
aus nicht selbst zu vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise vorlegen, kommt ein sons-
tiges geeignetes Verfahren nach § 18 in Betracht. Kommt der Antragsteller der Nachforde-
rung nicht nach, kann die zuständige Stelle nach § 19 und unter Beachtung der dort geregel-
ten Vorgaben das Verfahren ohne weitere Ermittlungen durch Entscheidung beenden.  
 
Absatz 5 sieht vor, dass sich die zuständigen Stellen bei begründeten Zweifeln an der Echt-
heit oder der inhaltlichen Richtigkeit der Antragsunterlagen an die Antragsteller wenden kön-
nen, um diesen die Gelegenheit zu geben, mit Hilfe zusätzlicher Informationen die Echtheit 
oder weitere Erläuterungen zu den Inhalten zu belegen. Dadurch sollen Missbrauchsfälle, 
zum Beispiel durch gefälschte Dokumente oder durch Gefälligkeitsbescheinigungen von 
vermeintlichen Arbeitgebern, ausgeschlossen werden. Die zuständige Stelle hat den Antrag-
stellern so detailliert wie möglich mitzuteilen, welche Unterlagen erforderlich sind, um mögli-
che Zweifel auszuräumen. Hierfür ist eine angemessene Frist zu setzen. Kann der Antrag-
steller die Unterlagen aus nicht selbst zu vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise vor-
legen, kommt ein sonstiges geeignetes Verfahren nach § 18 in Betracht. Kommt der Antrag-
steller der Nachforderung nicht nach, kann die zuständige Stelle nach § 19 und unter Beach-
tung der dort geregelten Vorgaben das Verfahren ohne weitere Ermittlungen durch Entschei-
dung beenden. 
 
In den Fällen der Absätze 4 und 5 kann sich die zuständige Stelle daneben auch anderer 
Informationen zur Feststellung der Gleichwertigkeit bedienen, zum Beispiel, indem sie sich 
an die einschlägigen Stellen für die ausländische Berufsbildung im Ausbildungsstaat wendet. 
Bei Ausländerinnen und Ausländern, die als Asylberechtigte anerkannt wurden oder denen 
Flüchtlingsschutz oder subsidiärer Schutz nach der Richtlinie 2004/83/EG zuerkannt wurde, 
sollte sich die zuständige Stelle erst nach Rücksprache mit den Antragstellern an die Stelle 
im Ausbildungsstaat wenden, wenn dies zugleich der Verfolgerstaat ist. Bei Unterlagen, die 
in einem EU/EWR-Staat ausgestellt wurden, kann sich die zuständige Stelle an die zuständi-
ge Stelle des anderen Mitgliedsstaates wenden; dabei könnte gegebenenfalls auf das Bin-
nenmarktinformationssystem zurückgegriffen werden. 
 
Absatz 6 regelt, dass die Antragsteller darlegen müssen, dass sie in Nordrhein-Westfalen 
eine ihren Berufsqualifikationen entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben wollen. Hiervon ist 
auszugehen, wenn die Antragsteller ihren Wohnsitz innerhalb eines EU-Staates, eines EWR-
Vertragsstaates oder der Schweiz haben und keine besonderen Gründe gegen eine 
entsprechende Absicht sprechen. Bei Personen aus diesen Staaten, für die die 
RL 2005/36/EG gilt, ist davon auszugehen, dass ein entsprechendes Interesse besteht. 
Wenn die Antragsteller keinen Wohnsitz in den genannten Staaten haben, ist eine 
entsprechende Absicht zum Beispiel durch den Nachweis einer Kontaktaufnahme mit 
potenziellen Arbeitgebern in Nordrhein-Westfalen oder im Falle einer geplanten 
selbständigen Erwerbstätigkeit durch die Vorlage eines Geschäftskonzeptes darzulegen.  
Absatz 6 Satz 2 definiert den Nachweis über die Erwerbstätigkeitsabsicht mittels geeigneter 
Unterlagen durch Beispiele näher entsprechende Erwerbstätigkeit ausüben wollen: Eine ent-
sprechende Absicht ist z. B. durch den Nachweis der Beantragung eines Einreisevisums zur 
Erwerbstätigkeit darzulegen; bei geplanter unselbständiger Erwerbstätigkeit kann dies bei-
spielsweise auch durch den Nachweis einer Kontaktaufnahme mit potenziellen Arbeitgebern 
in Nordrhein-Westfalen erfolgen; im Falle einer geplanten selbständigen Erwerbstätigkeit 
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beispielsweise durch die Vorlage eines Geschäftskonzeptes oder dem Nachweis einer Kon-
taktaufnahme mit dem Gewerbeamt, dem Finanzamt oder der Berufsgenossenschaft. Von 
dem Nachweis der Erwerbstätigkeitsabsicht sind aufgrund der EU-Grundfreiheiten (Nieder-
lassungsfreiheit und Arbeitnehmerfreizügigkeit) Personen mit einem Wohnsitz innerhalb ei-
nes EU-Staates, eines EWR-Vertragsstaates oder der Schweiz sowie Staatsangehörige aus 
diesen Ländern zu befreien. 
Das Wort „Inland“ ist in Anpassung an § 2 Absatz 2 durch die Bezeichnung „Nordrhein-
Westfalen“ ersetzt worden. 
 
 
Zu § 6  
 
Voraussetzung für das Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbe-
ner Berufsqualifikationen mit der nordrhein-westfälischen Berufsbildung ist ein Antrag an die 
zuständige Stelle.  
In Absatz 1 Satz 1 wird klargestellt, dass ein eigenes Antragsrecht potenzieller Arbeitgeber 
ausgeschlossen ist. Eine Bevollmächtigung bleibt davon unberührt. Antragsberechtigt sind 
nur Personen, die einen ausländischen Ausbildungsnachweis erworben haben. Nicht ausrei-
chend sind dagegen bloße informell (zum Beispiel durch Berufserfahrung) erworbene 
Berufsqualifikationen.  
In Satz 2 wurde das Wort „schriftlich“ im Gegensatz zum BQFG des Bundes gestrichen, um 
auch Anträge in anderer Form, insbesondere solche per E-Mail, zu ermöglichen. Die Erfah-
rung hat gezeigt, dass vor allem Antragsteller aus dem Ausland häufig auf diese Art der An-
tragstellung zurückgreifen. Sie ermöglicht einen schnellen und unbürokratischen Erstkontakt. 
Das Erfordernis, die Unterlagen nach § 5 Absatz 1 in der dort geforderten Form einzu-
reichen, bleibt unberührt. Da dadurch gewährleistet ist, dass die maßgeblichen Unterlagen 
zur Bewertung der Gleichwertigkeit der anerkennenden Stelle in schriftlicher Form vorliegen, 
kann auf die Schriftlichkeit des Antrages selbst verzichtet werden.  
 
Absatz 2 normiert die Pflicht der zuständigen Stelle, den Antragstellern innerhalb eines Mo-
nats den Empfang des Antrags und der eingereichten Unterlagen zu bestätigen und dabei 
gegebenenfalls mitzuteilen, welche der nach § 5 Absatz 1 erforderlichen Unterlagen noch 
fehlen und nachzureichen sind. Die Regelung orientiert sich an Artikel 51 Absatz 1 der 
RL 2005/36/EG und dem Verhaltenskodex (Ziffer 7). Die zuständige Stelle sollte in der Mittei-
lung darauf hinweisen, dass die Frist des Absatzes 3 erst dann zu laufen beginnt, wenn die 
fehlenden Unterlagen beigebracht wurden.  
 
Absatz 3 bestimmt, dass die Entscheidung innerhalb von drei Monaten nach Einreichung 
aller erforderlichen beziehungsweise von der zuständigen Stelle nachverlangten Unterlagen 
ergehen muss. Wenn der zuständigen Stelle alle zur Entscheidung erforderlichen Unterlagen 
vorliegen, ist eine Frist von drei Monaten angemessen und ausreichend. Die Frist kann ein-
malig um einen angemessenen Zeitrahmen verlängert werden, wenn dies wegen der Beson-
derheiten der Angelegenheit, zum Beispiel aufgrund erforderlichen externen Sachverstan-
des, gerechtfertigt ist. Dies muss die Behörde begründen und den Antragstellern rechtzeitig 
mitteilen. Die Frist beginnt zu laufen, wenn alle erforderlichen Unterlagen vorliegen. Zu den 
Mitwirkungspflichten der Antragsteller wird auf § 19 verwiesen. 
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Nach Absatz 4 wird der Fristablauf nach Absatz 3 bis zum Ablauf der Frist gehemmt, die die 
zuständige Stelle für die Nachlieferung der Unterlagen nach § 5 Absatz 4 und 5 gesetzt hat. 
Ungeachtet dessen steht es den Antragstellern frei, die Unterlagen vor dem gesetzten Fris-
tende vorzulegen, damit die Frist nach Absatz 3 beginnt. Sollten die nachgeforderten Unter-
lagen nicht innerhalb der gesetzten Frist nachgereicht werden, kann die zuständige Stelle 
über den Antrag entscheiden. Mit der Hemmung des Fristlaufs wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die zuständigen Stellen nach dem Erhalt der Unterlagen nach § 5 Absatz 1 
zum Teil umfangreich inhaltlich prüfen müssen, ob für die Feststellung der Gleichwertigkeit 
weitere Unterlagen über Inhalt und Dauer der Berufsbildung erforderlich sind oder ob bei 
begründeten Zweifeln an der Echtheit der vorgelegten Unterlagen weitere Unterlagen erfor-
derlich sind. Während dieser Zeit soll die Entscheidungsfrist nach Absatz 3 nicht weiter lau-
fen. Das gleiche gilt in den Fällen des § 18, wenn ein sonstiges geeignetes Verfahren durch-
geführt wird. Der Fristablauf ist dann bis zur Beendigung der sonstigen geeigneten Verfahren 
gehemmt (zum Beispiel bis zum Vorliegen einer Arbeitsprobe oder der Durchführung eines 
Fachgesprächs). 
 
Nach Absatz 5 soll der Antrag von der zuständigen Stelle im Regelfall abgelehnt werden 
(intendiertes Ermessen), soweit die Gleichwertigkeit bereits festgestellt worden ist, zum Bei-
spiel auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 50 Absatz 2 des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) (Gleichstellung der Abschlüsse aus Österreich und Frankreich), nach § 40 Absatz 2 
und § 50a der Handwerksordnung, nach dem im Bundesvertriebenengesetz (BVFG) oder 
dem BQFG geregelten Verfahren. In diesem Fall besteht in der Regel keine Notwendigkeit 
für ein erneutes Verfahren. In Ausnahmefällen kann die zuständige Stelle davon abweichen. 
Durch die Ablehnung wird der vorherige positive Bescheid nicht berührt. 
Im Gegensatz zum BQFG des Bundes wurde das Wort „wenn“ durch das Wort „soweit“ er-
setzt. Dadurch können Inhaber ausländischer Qualifikationen, die in einem Bundesland die 
Gleichwertigkeit ihrer ausländischen Berufsqualifikation festgestellt bekommen haben, auch 
in einem anderen Bundesland erneut die Feststellung erreichen, wenn in dem zweiten Bun-
desland die Anforderungen an die Berufsqualifikation höher sind als in dem Land der 
1. Gleichwertigkeitsfeststellung. Andernfalls bestünde Gefahr, dass derjenige, der zunächst 
in einem Bundesland mit vergleichsweise niedrigen landesrechtlichen Anforderungen an die 
Berufsqualifikation die Feststellung der Gleichwertigkeit erreicht hat, aber dessen ausländi-
sche Berufsqualifikation über die Anforderungen dieses Bundesland hinausgeht, in einem 
anderen Land zwar so behandelt wird wie ein Inländer mit einem Abschluss aus dem ersten 
Bundesland, seine weitergehenden Qualifikationen aber nicht berücksichtigt werden könn-
ten.  
 
 
Zu § 7 
 
Absatz 1 stellt klar, dass die zuständige Stelle über den Antrag nach § 4 Absatz 1 auf Fest-
stellung der Gleichwertigkeit durch schriftlichen Verwaltungsakt zu entscheiden hat. Sofern 
die Gleichwertigkeit nicht festgestellt werden kann (§ 4), wird ein ablehnender Bescheid er-
teilt.  
 
Absatz 2 legt fest, dass die zuständige Stelle im Fall festgestellter wesentlicher Unterschie-
de in der Begründung darzulegen hat, welche Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse tat-
sächlich vorhanden sind sowie in welchen wesentlichen Punkten sich die ausländische Be-
rufsbildung von der nordrhein-westfälischen unterscheidet. Ziel dieser Begründungspflicht ist, 
die Antragsteller, aber auch potenzielle Arbeitgeber, möglichst differenziert über vorhandene 
Qualifikationen und wesentliche Unterschiede im Vergleich zur nordrhein-westfälischen Be-
rufsbildung (Referenzberuf) zu informieren, damit diese gegebenenfalls ausgeglichen wer-
den können. Dargestellt werden sollen alle Berufsqualifikationen (Ausbildungsnachweise, 
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sonstige Befähigungsnachweise und Berufserfahrung), die für einen Vergleich mit der ent-
sprechenden nordrhein-westfälischen Berufsbildung relevant sind. Nach Möglichkeit sollen 
auch solche Berufsqualifikationen umfasst sein, die über den jeweiligen Referenzberuf hin-
ausgehen. Damit wird insbesondere dem Interesse potenzieller Arbeitgeber an einer mög-
lichst detaillierten Bescheinigung vorhandener Berufsqualifikationen Rechnung getragen. 
Gerade für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) hat eine gesonderte positive Feststellung 
der vorhandenen Berufsqualifikationen im Rahmen der Einstellungsverfahren eine besonde-
re Bedeutung.  
 
Die festgestellten wesentlichen Unterschiede zum Referenzberuf sind möglichst so zu kon-
kretisieren, dass entsprechende Ausgleichsmaßnahmen wahrgenommen werden können, 
um bei erfolgreicher Teilnahme gegebenenfalls die volle Gleichwertigkeit zu erreichen. Ge-
währleistet werden soll auch, dass bei Vorliegen der Voraussetzungen Fördermaßnahmen 
zielgerichtet und wirkungsvoll eingesetzt werden können. 
 
Absatz 3 stellt klar, dass der Entscheidung eine Rechtsbehelfsbelehrung beizufügen ist, für 
deren Inhalt die allgemeinen Vorschriften gelten. Die Regelung folgt damit den Vorgaben des 
Artikel 51 Absatz 3 RL 2005/26/EG und Ziffer 14 des Verhaltenskodex. 
 
 
Zu § 8  
 
Absatz 1 
§ 8 Absatz 1 regelt die Zuständigkeit für die Feststellung der Gleichwertigkeit im Bereich der 
nicht reglementierten Berufe. Zugleich wird die Möglichkeit eröffnet, an anderer Stelle abwei-
chende Zuständigkeitsbestimmungen zu treffen. Dadurch kann auch das Fachrecht beson-
dere Zuständigkeitsregelungen vorsehen. 
 
Absatz 2 
§ 8 Absatz 2 enthält die Ermächtigung, die Feststellung der Gleichwertigkeit im Rahmen der 
nicht reglementierten Berufe auf andere Stellen zu übertragen, die Aufgaben der öffentlichen 
Verwaltung wahrnehmen. Dabei wurde die Formulierung bezüglich der Stellen, auf die eine 
Aufgabenübertragung stattfinden kann, im Vergleich zur Regelung in § 8 Absatz 4 Bundes-
gesetz bewusst offen gelassen, um im Bedarfsfalle auch andere Stellen als Behörden oder 
Kammern zu erfassen. § 8 Absatz 2 kommt eine Auffangfunktion zu. 
 
 
Absatz 3 
Diese Regelung soll ebenso wie § 8 Absatz 5 des Bundesgesetzes Zuständigkeitsbündelun-
gen ermöglichen, um dadurch die Expertise der zuständigen Stelle zu gewährleisten. Dies 
bietet sich insbesondere in Bereichen an, in denen bei einzelnen Stellen oder in den einzel-
nen Ländern nur geringe Fallzahlen vorliegen. Klargestellt wird, dass auch die Übertragung 
auf Stellen in anderen Bundesländern möglich ist. Wegen der Verordnungsermächtigung in 
§ 8 Absatz 2 wurden auch diejenigen Stellen aufgenommen, denen aufgrund dieses Geset-
zes Zuständigkeiten übertragen wurden. 
 
 
Zu Kapitel 2  
 
Die Regelungen im Kapitel 2 (§§ 9 bis 13) gelten ausschließlich für den Bereich der regle-
mentierten Berufe; die Regelungen sind anwendbar, sofern die entsprechenden berufsrecht-
lichen Regelungen in den Fachgesetzen nicht etwas anderes bestimmen. 
  



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1188 

 
 

54 

Zu § 9  
 
Die Vorschrift legt die allgemeinen Kriterien und Voraussetzungen fest, nach denen im Aus-
land erworbene Ausbildungsnachweise und sonstige Berufsqualifikationen im Rahmen der 
Prüfung über Aufnahme oder Ausübung des reglementierten Berufes als gleichwertig gelten. 
Sie entspricht den allgemeinen Vorgaben in Artikel 10 ff. der RL 2005/36/EG und im Lissa-
bonner Anerkennungsübereinkommen. Im Interesse einer möglichst weitgehenden Verein-
heitlichung der Kriterien für die Feststellung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen werden diese Kriterien grundsätzlich auch auf Personen erstreckt, die 
nicht in den Anwendungsbereich der RL 2005/36/EG oder des Lissabonner Anerkennungs-
übereinkommens fallen. 
 
Bezugspunkt für die Gleichwertigkeitsprüfung ist immer die aktuell geltende nordrhein-
westfälische Berufsbildung (Referenzberuf), mit der die im Ausland absolvierte Berufsbildung 
unter ergänzender Berücksichtigung sonstiger nachgewiesener Berufsqualifikationen der 
Antragsteller verglichen wird. Bei der Regelung in § 9 handelt es sich um einen Auffangtat-
bestand für Fälle, in denen die einschlägigen Vorschriften zu den in Nordrhein-Westfalen 
landesrechtlich geregelten Berufen nichts anderes bestimmen (vergleiche § 2 Absatz 1 und 
die Begründung hierzu). 
 
Die Voraussetzung in Absatz 1 Nummer 1 entspricht den Vorgaben in 
Artikel 4 Absatz 2 RL 2005/36 EG. Die entsprechende Voraussetzung stellt klar, dass sich 
die Überprüfung der Gleichwertigkeit nur auf vergleichbare Berufe beziehen kann. Eine 
positive Entscheidung über den Berufszugang scheidet insofern aufgrund der Regelung in 
Absatz 1 Nummer 1 von vorneherein aus, wenn die im Ausland erworbene Berufsbildung 
und die entsprechende Berufsbildung in Nordrhein-Westfalen hinsichtlich ihrer Ausrichtung 
offensichtlich voneinander abweichen. 
 
Die Voraussetzung in Absatz 1 Nummer 2 entspricht den Vorgaben in 
Artikel 13 Absatz 1 RL 2005/36/EG und ist nur bei Berufen zu beachten, die sowohl in 
Nordrhein-Westfalen als auch im Ausbildungsstaat – das heißt, in dem Staat, in dem der 
jeweilige Ausbildungsnachweis erworben wurde – reglementiert sind. Absatz 1 Nummer 2 
bezieht sich nur auf die Berechtigung aufgrund von Berufsqualifikationen. Berücksichtigt 
werden Fälle, in denen die Befugnis zur Aufnahme und Ausübung des jeweiligen Berufs im 
Ausland aus Gründen verwehrt wurde, die auch der Aufnahme oder Ausübung des 
jeweiligen Berufs in Nordrhein-Westfalen entgegenstehen. Nicht erfasst werden zum Beispiel 
Fälle, in denen sonstige Gründe, zum Beispiel politisch motivierte Berufsverbote, dazu 
geführt haben, dass im Herkunftsland keine Berechtigung vorliegt. Auf die ebenfalls in Artikel 
13 Absatz 1 RL 2005/36/EG vorgesehene Voraussetzung eines bestimmten 
Berufsqualifikationsniveaus im Sinn des Artikels 11 der RL 2005/36/EG wurde dagegen im 
Interesse einer Vereinfachung der entsprechenden Verfahren verzichtet. Dies stellt eine 
zulässige Abweichung von der Richtlinie zugunsten der Antragsteller dar.  
 
Die Voraussetzung in Absatz 1 Nummer 3 entspricht den Vorgaben in Artikel 14 Absatz 1 
der RL 2005/36/EG; der Maßstab der „wesentlichen Unterschiede“ für die Feststellung der 
Gleichwertigkeit oder Anerkennung im Ausland erworbener (Berufs-)Qualifikationen wird 
darüber hinaus auch im Lissabonner Anerkennungsübereinkommens zugrunde gelegt (ver-
gleiche zum Beispiel Artikel VI.1 des Übereinkommens). Die entsprechende Formulierung 
gewährleistet, dass der Berufszugang nur im Falle einer hinreichenden Übereinstimmung der 
Berufsqualifikationen gewährt wird, gleichzeitig aber auch nicht aufgrund nur geringfügiger 
Unterschiede versagt werden kann. 
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In Absatz 2 wird der Begriff der „wesentlichen Unterschiede“ unter Berücksichtigung der 
Vorgaben in Artikel 14 Absatz 1, 4 u. 5 RL 2005/36/EG und der Rechtsprechung des EuGH 
näher definiert. Die Regelung in Absatz 2 Nummer 1 entspricht den Vorgaben in 
Artikel 14 Absatz 1 lit. b) und c) und Absatz 4 der RL 2005/36/EG, wobei im Interesse einer 
leichteren Lesbarkeit sprachliche Vereinfachungen gegenüber den Formulierungen in der 
Richtlinie vorgenommen wurden. Danach liegt ein wesentlicher Unterschied vor, wenn sich 
die im Ausland erworbenen Fähigkeiten und Kenntnisse in Bezug auf Inhalt und Dauer 
erheblich unterscheiden. Ein wesentlicher Unterschied hinsichtlich der Ausbildungsdauer 
kann insbesondere dann vorliegen, wenn die Dauer der ausländischen Regelausbildungszeit 
mehr als ein Drittel unter der entsprechenden nordrhein-westfälischen Regelausbildungszeit 
liegt.  
 
Die Regelung in Absatz 2 Nummer 2 berücksichtigt die Vorgaben in Artikel 14 Absatz 4 der 
RL 2005/36/EG, die nicht bereits durch die Regelung in Nummer 1 abgedeckt sind, und stellt 
klar, dass nur die wesentlichen Unterschiede relevant sind, die auch für die Ausübung des 
jeweiligen Berufs notwendig sind.  
 
Die Regelung in Absatz 2 Nummer 3 stellt klar, dass sonstige Befähigungsnachweise oder 
Berufserfahrung im Rahmen der Gleichwertigkeitsprüfung ergänzende Berücksichtigung 
finden, wenn sich die durch die jeweiligen Ausbildungsnachweise nachgewiesenen 
Fähigkeiten und Kenntnisse trotz vergleichbarer Berufsbilder in wesentlichen Punkten 
unterscheiden. Die Regelung entspricht den Vorgaben in Artikel 14 Absatz 5 der RL 
2005/36/EG. Darüber hinaus wird durch die entsprechende Formulierung der 
Rechtsprechung des EuGH Rechnung getragen, wonach bei Entscheidungen über die 
Zulassung zur Ausübung eines Berufs grundsätzlich alle im In- oder Ausland absolvierten 
Ausbildungsgänge zu berücksichtigen sind (vergleiche EuGH, Hocsman, siehe oben). Es ist 
also möglich, die Unterschiede auch kumulativ durch sonstige Befähigungsnachweise und 
Berufserfahrung auszugleichen. Der Nachweis der Berufserfahrung erfolgt in der Regel über 
die vorzulegenden Unterlagen nach § 12 Absatz 1 oder die gegebenenfalls nachgeforderten 
Unterlagen nach § 12 Absatz 4 und 5. Der Nachweis kann bei Vorliegen der 
Voraussetzungen auch durch sonstige geeignete Verfahren zur Ermittlung der Fähigkeiten, 
Kenntnisse oder Fertigkeiten (zum Beispiel durch Arbeitsproben) nach § 18 erbracht werden. 
Dies gilt zum Beispiel bei Zweifeln an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit der 
Nachweise. 
 
 
Zu § 10 
 
Die Regelung in Absatz 1 verpflichtet die zuständigen Stellen, die vorhandenen Berufsquali-
fikationen der Antragsteller im Rahmen der Entscheidung über Aufnahme und Ausübung des 
im Inland reglementierten Berufs durch rechtsmittelfähigen Bescheid festzustellen, sofern der 
Berufszugang wegen wesentlicher Unterschiede im Sinne des § 9 Absatz 2 nicht gewährt 
werden kann. Zur Anpassung an die Überschrift des § 10 und um im Bereich der reglemen-
tierten Bereiche auch landesrechtlich vorgesehene Berufserfahrungen berücksichtigen zu 
können, wurde in Abweichung zum BQFG des Bundes der Begriff der „Berufsbildung“ durch 
den der „Berufsqualifikation“ ersetzt.  
Die Regelung in Absatz 2 verpflichtet die zuständigen Stellen, in den entsprechenden Fällen 
zudem verbindlich festzustellen, durch welche Maßnahmen nach § 11 (Anpassungslehrgang 
oder Eignungsprüfung) die wesentlichen Unterschiede gegenüber der erforderlichen nord-
rhein-westfälischen Qualifikation ausgeglichen werden können, und den Inhalt der entspre-
chenden Maßnahmen festzulegen. Die entsprechenden Regelungen stehen im Einklang mit 
den Vorgaben in Artikel 13 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 1 RL 2005/36/EG und berücksich-
tigen zudem die Empfehlungen im Verhaltenskodex. Um einen einheitlichen Sprachgebrauch 
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im Rahmen des § 10 zu erreichen, wurde in Abweichung zum BQFG des Bundes der Begriff 
des Ausbildungsnachweises durch den der Qualifikation ersetzt.  
 
 
Zu § 10 Absatz 3 
 
Auch im Bereich der reglementierten Berufe besteht aus den bereits zu § 4 Absatz 3 ge-
nannten Gründen das Bedürfnis, die Inhaber ausländischer Berufsqualifikationen, deren 
Gleichwertigkeit mit einer landesrechtlich geregelten Qualifikation in einem Bundesland fest-
gestellt wurde, so zu behandeln, als sei insoweit die Berufsqualifikation dieses Bundeslandes 
erworben worden. Auch für die reglementierten Berufe gilt, dass es dem Antragsteller unbe-
nommen bleibt, in einem anderen Bundesland erneut die Feststellung der Gleichwertigkeit zu 
beantragen, wenn seine ausländische Berufsqualifikation über diejenige des Landes der 
1. Gleichwertigkeitsfeststellung hinausgeht und der in dem anderen Bundesland gleichwertig 
ist. 
 
 
Zu § 11 
 
Absatz 1 Satz 1 räumt den Antragstellern die Möglichkeit ein, wesentliche Unterschiede im 
Sinne des § 9 Absatz 2 durch die Absolvierung eines höchstens dreijährigen Anpassungs-
lehrgangs oder einer erfolgreich bestandenen Eignungsprüfung auszugleichen. Zum Ver-
hältnis dieser Regelung zum berufsrechtlichen Fachrecht wird auf die Ausführungen zu § 2 
verwiesen.  
 
Da eine berufliche Tätigkeit im Bereich der reglementierten Berufe die Gleichwertigkeit im 
Ausland erworbener Ausbildungsnachweise und sonstiger Berufsqualifikationen in der Regel 
zwingend voraussetzt, wird durch die Regelung in Absatz 1 gewährleistet, dass die 
Antragsteller durch eine angemessene Anpassungsqualifizierung den Berufszugang 
erlangen können. Hierdurch werden die Vorgaben in Artikel 13 Absatz 1 und 
Artikel 14 Absatz 1 der RL 2005/36/EG berücksichtigt und durchweg im Rahmen des § 21 
Absatz 2 Satz 2 auch auf Drittstaatssachverhalte erweitert. Zugleich wird den allgemeinen 
Gesichtspunkten des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit im Bereich des Berufszugangs 
Rechnung getragen. Im Einklang mit der Begriffsbestimmung in Artikel 3 Absatz 1 lit. g) RL 
2005/36/EG ist unter einem Anpassungslehrgang die Ausübung eines in Nordrhein-
Westfalen reglementierten Berufs unter der Verantwortung eines qualifizierten 
Berufsangehörigen zu verstehen, der mit einer Zusatzausbildung einhergehen und 
Gegenstand einer Bewertung sein kann. Gegenstand der Bewertung bedeutet in diesem 
Zusammenhang, dass eine Wissenskontrolle erfolgen kann; dies darf nicht den Grad einer 
Prüfung erreichen, von der die Gleichwertigkeit insgesamt abhängt, da ein 
Anpassungslehrgang nach den Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG nicht gleichzeitig mit 
einer Eignungsprüfung zusammen auferlegt werden darf. Im Einklang mit der 
Begriffsbestimmung in Artikel 3 Absatz 1 lit. h) RL 2005/36/EG ist unter einer 
Eignungsprüfung eine Überprüfung der für die Ausübung eines in Nordrhein-Westfalen 
reglementierten Berufs erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten unter Berücksichtigung 
der vorhandenen Berufsqualifikationen der Antragsteller zu verstehen. 
 
In Absatz 2 wird klargestellt, dass bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen im 
Sinne des Absatzes 1 die vorhandenen Berufsqualifikationen zu berücksichtigen sind. Der 
Inhalt der Ausgleichsmaßnahmen ist demnach grundsätzlich auf die festgestellten 
wesentlichen Unterschiede im Sinne des § 9 Absatz 2 zu beschränken. Dementsprechend 
dürfen sich zum Beispiel Eignungsprüfungen nicht auf Fachgebiete erstrecken, deren 
hinreichende Beherrschung die Antragsteller bereits durch die Vorlage der für die 
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Überprüfung der Gleichwertigkeit relevanten Unterlagen nachgewiesen haben. Bei der 
Ausgestaltung von Anpassungslehrgängen ist ein angemessener Ausgleich zwischen der 
Berücksichtigung der nachgewiesenen Berufsqualifikationen der individuellen Antragsteller 
und institutionellen beziehungsweise organisatorischen Notwendigkeiten im Hinblick auf die 
Strukturierung entsprechender Angebote zu treffen. Durch die Regelungen in Absatz 2 wird 
den Vorgaben in Artikel 14 Absatz 5 RL 2005/36/EG sowie der Rechtsprechung des EuGH 
(Urteil vom 10. Dezember 2009 – C 345/08, Pesla, Rn. 51-53 m. w. N.) und allgemeinen 
Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes Rechnung getragen. Darüber hinaus 
sind die Vorgaben in Artikel 3 Absatz 1 lit. g) und h) RL 2005/36/EG bei der Ausgestaltung 
der entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen zu berücksichtigen. Zudem wird die 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts berücksichtigt, nach der die Überprüfung 
der Kenntnisse und Fähigkeiten für diejenigen ohne formelle Befähigungsnachweise stets in 
einer „dem Einzelfall angepassten angemessenen Art und Weise vorgenommen und dabei 
stets [der] bisherige berufliche Werdegang in sachlicher Weise berücksichtigt werden muss“ 
(BVerwGE 13, 317 zur Eintragung in die Handwerksrolle im Wege der 
Ausnahmenbewilligung). 
 
Absatz 2 Satz 2 sieht eine Verordnungsermächtigung für die zuständigen Ministerien vor. Die 
zuständigen Ministerien sind die für das Berufsrecht bzw. für die Ausbildung zuständigen 
Ressorts. Mit Hilfe der aufgrund dieser Ermächtigung erlassenen Verordnungen kann eine 
einheitliche Handhabung von Inhalt und Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen gewähr-
leistet und die Vorgaben dieses Gesetzes sowie der Richtlinie 2005/36/EG konkretisiert wer-
den.  
 
Absatz 3 legt im Einklang mit den Vorgaben in Artikel 14 Absatz 2 der RL 2005/36/EG fest, 
dass die Antragsteller grundsätzlich die Wahl zwischen der Absolvierung eines Anpassungs-
lehrgangs und dem Ablegen einer Eignungsprüfung haben, sofern die entsprechenden be-
rufsrechtlichen Regelungen unter Berücksichtigung der Vorgaben in Artikel 14 Absatz 2 und 
3 RL 2005/36/EG nichts anderes bestimmen.  
 
 
Zu § 12  
 
Die Regelung bestimmt die vorzulegenden Unterlagen. Sie unterscheidet sich von § 5 vor 
allem dadurch, dass sie für den Bereich der reglementierten Berufe spezifische Anforderun-
gen enthält, die sich aus der RL 2005/36/EG ergeben. Durch die Vorschrift werden die Stan-
dards der RL 2005/35/EG grundsätzlich im Interesse eines einheitlichen Verfahrens auf 
Drittstaatssachverhalte erstreckt.  
 
Zur Begründung wird auf die Ausführungen zu § 5 verwiesen. Abweichend davon bestimmt 
Absatz 1, welche Unterlagen im Rahmen der Antrags zur Aufnahme oder Ausübung des 
reglementierten Berufs vorgelegt werden müssen, damit eine Prüfung der Gleichwertigkeit 
durchgeführt werden kann. Unter sonstigen Befähigungsnachweisen gemäß Nr. 4 ist unter 
anderem auch ein Nachweis der Vorstrafenfreiheit zu verstehen. Die zuständige Stelle kann 
verlangen, diese durch Vorlage eines Führungszeugnisses zur Vorlage bei einer Behörde 
gemäß § 30 Abs. 5 BZRG oder § 30a BZRG bzw. durch eine vergleichbare Bescheinigung 
des Herkunftsstaates zu erbringen, soweit dies auch Voraussetzung für den entsprechenden 
deutschen Abschluss ist. Es bedarf nach Nummer 5 im Falle des § 9 Absatz 1 Nummer 2, 
das heißt wenn im Ausbildungsstaat ein Beruf reglementiert ist, einer Bescheinigung, dass 
der Antragsteller im Ausbildungsstaat zur Ausübung des Berufs berechtigt ist. Wie im Falle 
des § 9 Absatz 1 Nummer 2 sind hierbei die Fälle besonders zu berücksichtigen, bei denen 
im Herkunftsland die Berechtigung aufgrund anderer als berufsqualifikationsbezogenen 
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Gründen (zum Beispiel aus politischen Gründen) untersagt wird. In diesen Fällen kann auf 
die Vorlage dieser Unterlagen verzichtet werden. 
 
Zusätzlich sind nach den Absätzen 4 und 5 die Besonderheiten der RL 2005/36/EG zu be-
achten. Danach kann sich die zuständige Stelle bei Unterlagen, die in einem EU/EWR-Staat 
ausgestellt wurden, an die zuständige Stelle des Ausbildungsstaats wenden. Dabei soll auf 
das Binnenmarktinformationssystem zurückgegriffen werden. Die Regelung orientiert sich an 
Artikel 50 der RL 2005/36/EG. 
 
Absatz 1 Nr. 6 wurde im Vergleich zum Bundesgesetz geändert, da aufgrund der unter-
schiedlichen landesrechtlichen Inhalte von Berufsqualifikationen eine einmal erfolgte Fest-
stellung der Gleichwertigkeit nicht in jedem Fall der erneuten Feststellung durch ein anderes 
Bundesland entgegensteht (vgl. Begründung zu § 10 Absatz 3). Dennoch ist eine Erklärung 
über bereits gestellte Anträge aber aufgrund der Regelung in § 10 Absatz 3 sowie zur Ver-
wertung der im ersten Verfahren gewonnenen Erkenntnisse sinnvoll. 
 
Absatz 6 
Das Wort „Inland“ ist in Anpassung an § 2 Absatz 2 durch die Bezeichnung „Nordrhein-
Westfalen“ ersetzt worden. 
 
 
Zu § 13  
 
Die Regelung beschreibt das Verfahren. Sie unterscheidet sich von § 6 vor allem dadurch, 
dass im Bereich der reglementierten Berufe die Prüfung der Gleichwertigkeit der ausländi-
schen Berufsqualifikationen im Rahmen der Verfahren zur Aufnahme oder Ausübung des 
reglementierten Berufs erfolgt. 
 
Zur Begründung wird auf die Ausführungen zu § 6 verwiesen. Abweichend davon regelt 
Absatz 1, dass die Prüfung der Gleichwertigkeit im Rahmen des Verfahrens zur Gewährung 
des Berufszugangs erfolgt. Das Wort „Inland“ ist in Anpassung an § 2 Absatz 2 durch die 
Bezeichnung „Nordrhein-Westfalen“ ersetzt worden. 
 
Nach Absatz 3 Satz 3 kann die Frist einmalig um einen angemessenen Zeitrahmen verlän-
gert werden, wenn dies wegen der Besonderheiten der Angelegenheit, zum Beispiel auf-
grund erforderlichen externen Sachverstandes, gerechtfertigt ist. Für Sachverhalte, die unter 
die Richtlinie 2005/36/EG fallen, ist eine Fristverlängerung aufgrund Artikel 51 der Richtlinie 
2005/36/EG höchstens um einen Monat möglich. Dies muss die Behörde begründen und den 
Antragstellern rechtzeitig mitteilen. 
 
Zuständige Stelle ist die für den in den Fachgesetzen und -verordnungen geregelten Berufs-
zugang zuständige Stelle. 
 
Die Regelungen in den Absätzen 6 und 7 entsprechen § 8 Absatz 2 und 3. Zwar findet die 
Prüfung der Gleichwertigkeit inzident im Rahmen der Zulassung zum reglementierten Beruf 
statt. Dennoch kann es in einzelnen Bereichen sinnvoll sein, die Entscheidung dieser Teilfra-
ge durch Rechtsverordnung auf eine andere Stelle zu übertragen. Dabei sind die Belange 
der Kammern ausreichend zu berücksichtigen. Ebenso kann der Bedarf nach Zuständig-
keitsbündelungen für die Beurteilung der Gleichwertigkeit bestehen.  
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Zu Kapitel 3: 
 
Entsprechend dem MPK-Beschluss vom 15.12.2010 werden die Regelungen für die Berufs-
anerkennung der landesrechtlichen Gesundheitsfachberufe und Weiterbildungen weitgehend 
in das BQFG-Land einbezogen. Die Sonderegelungen im Kapitel 3 tragen den Besonderhei-
ten der Gesundheitsfachberufe Rechnung. 
 
Die Struktur für die Berufsanerkennung orientiert sich an der Struktur der bundesrechtlichen 
Regelungen der Gesundheitsfachberufe. Eine dem § 11 BQFG-Land vergleichbare Rege-
lung vor 2003 hat sich für die Berufsgruppe der Gesundheitsfachberufe nicht bewährt. Des-
halb hat der Bund in den Berufsgesetzen geregelt, dass die Anpassungslehrgänge bei Dritt-
staatenangehörigen mit einer Defizitprüfung abschließen.  
 
Die Regelung der Ausgleichsmaßnahmen in § 15 gewährleisten für Bürgerinnen und Bürger, 
die eine Berufsanerkennung in einem Gesundheitsfachberuf anstreben, einheitliche Aner-
kennungsregelungen, unabhängig davon, ob dieser Beruf bundes- oder landesrechtlich ge-
regelt ist. Gleichlautende Anerkennungsbedingungen des Bundesrechts und des Landes-
rechts stellen auch eine einheitliche Anerkennungspraxis der zuständigen Behörde (Landes-
prüfungsamt) sicher. 
 
 
Zu § 14  
 
Absatz 1: 
Die Regelung bestimmt, dass das im Gesetz geregelte Verwaltungsverfahren auch für die 
bundesrechtlich geregelten Berufe des Gesundheitswesens Anwendung findet. Die bundes-
rechtlichen Berufsgesetze für die Gesundheitsfachberufe regeln das Verwaltungsverfahren 
nur rudimentär (Fristenregelung). Es ist z.B. nicht geregelt, welche Unterlagen bei der An-
tragstellung vorzulegen sind und welche nachgefordert werden können. 
 
Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung zu den Vorschlägen des Bundesrates 
(Drucksache 17/6260) mitgeteilt, dass eine Verweisung auf vereinzelte sich überlagernde 
Verfahrensvorschriften (hier: Antrag BR, dass neben § 17 BQFG auch die §§ 12,13 Ab-
satz 4, 14 und 15 BQFG Anwendung finden) die Rechtsklarheit der spezialgesetzlichen Re-
gelungen erheblich beeinflussen würde. Sie hat zum Ausdruck gebracht, dass die Berufsge-
setze der Gesundheitsfachberufe u.a. auch die Möglichkeit der Nachforderung von Unterla-
gen beinhalten, d.h. dass Raum für die Regelung der Durchführung des Verwaltungsverfah-
rens besteht. Durch die Regelung des Verwaltungsverfahrens auch für die bundesrechtlich 
geregelten Gesundheitsfachberufe wird eine Regelungslücke geschlossen. 
 
Absatz 2: 
Die Bestimmung regelt einheitliche Anerkennungsbedingungen für reglementierte und nicht 
reglementierte landesrechtlich geregelte Aus- und Weiterbildungen der Berufe des Gesund-
heitswesens. 
 
 
Zu § 15 
 
Absatz 1 und 2:  
Die Bestimmung regelt die Anerkennung von ausländischen Aus- und Weiterbildungen, un-
abhängig davon, ob sie in der Europäischen Union, in einem Vertragsstaat oder in einem 
sog. Drittstaat erworben wurden. Er legt fest, dass zunächst eine Gleichwertigkeitsüberprü-
fung durchgeführt wird. Dabei sind nur solche Ausbildungen oder Weiterbildungen nicht 
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gleichwertig, die wesentliche Unterschiede zur deutschen Aus- oder Weiterbildung aufwei-
sen. Wesentliche Unterschiede werden in § 9 Absatz 2 definiert. Sind wesentliche Unter-
schiede vorhanden, ist ein gleichwertiger Kenntnisstand nachzuweisen. Die Antrag stellende 
Person hat die Wahl zwischen einer Eignungsprüfung und einem Anpassungslehrgang. Vor-
her ist zu prüfen, ob die Berufserfahrung, unabhängig davon, in welchem Staat diese erwor-
ben wurde, diese wesentlichen Unterschiede ganz oder teilweise ausgleichen kann. Bei An-
tragstellern und Antragstellerinnen, die ihre Aus- oder Weiterbildung in einem Vertragsstaat 
des Europäischen Wirtschaftsraumes oder der Schweiz erworben haben, erstreckt sich der 
Anpassungslehrgang oder die Eignungsprüfung auf die festgestellten wesentlichen Defizite. 
Antragsteller und Antragstellerinnen, die ihre Aus- oder Weiterbildung in einem Drittstaat 
erworben haben legen entweder eine Prüfung ab, die sich auf den Inhalt der staatlichen Prü-
fung erstreckt, oder absolvieren einen Anpassungslehrgang, der sich auf die festgestellten 
wesentlichen Defizite beschränkt. Der Anpassungslehrgang schließt mit einer Prüfung über 
den Inhalt des Anpassungslehrgangs ab. 
 
 
Zu § 16 
 
Absatz 1: 
Die Regelung entspricht Artikel 10 Buchstabe e und f Richtlinie 2005/36/EG. Die zur Führung 
der Weiterbildungsbezeichnung berechtigende Erlaubnis setzt eine erfolgreich abgeschlos-
sene Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits- und Kranken-
pfleger, die für die allgemeine Pflege verantwortlich sind, den Nachweis eines entsprechen-
den Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachweises sowie eine 
gleichwertige Weiterbildung voraus. Einstufige Ausbildungen erfüllen nicht die Gleichwertig-
keit des Weiterbildungsstandes. 
 
Absatz 2: 
Die Vorschrift regelt das Führen der ausländischen Berufsbezeichnung bei spezialisierten 
Krankenschwestern und -pflegern. 
 
 
Zu § 17: 
 
Die Regelung entspricht Artikel 3 Absatz 3 Richtlinie 2005/36/EG. Die Bestimmung regelt die 
Anerkennung von in einem anderen Mitglied- oder Vertragsstaat der EU anerkannten Dritt-
staatdiplomen. 
 
 
Zu Kapitel 4  
 
Die Regelungen in Kapitel 4 (§§ 18 bis 21) enthalten gemeinsame Vorschriften für die nicht 
reglementierten Berufe in Kapitel 1 und die reglementierten Berufe in Kapitel 2; die Regelun-
gen sind anwendbar, sofern die entsprechenden berufsrechtlichen Regelungen in den Fach-
gesetzen nicht etwas anderes bestimmen. 
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Zu § 18 
 
Zweck der Vorschrift ist es, auch denjenigen Antragstellern den Zugang zu den in diesem 
Gesetz vorgesehenen Verfahren zu eröffnen, die im Ausland zwar erfolgreich eine Berufsbil-
dung absolviert haben, die für die Feststellung der Gleichwertigkeit erforderlichen Nachweise 
jedoch nicht oder nur teilweise vorlegen können. In den entsprechenden Fällen soll mit Hilfe 
sonstiger geeigneter Verfahren eine zusätzliche Entscheidungsgrundlage für die Feststellung 
der Gleichwertigkeit geschaffen werden. In erster Linie betrifft dies Antragsteller, die zum 
Beispiel als Flüchtlinge keine Unterlagen beibringen können. In den Fällen von § 5 Absatz 4 
und 5 und § 12 Absatz 4 und 5 bieten die sonstigen Verfahren eine ergänzende Möglichkeit, 
wenn nachgeforderte Unterlagen, die zur Feststellung der Gleichwertigkeit erforderlich sind, 
nicht oder nicht vollständig vorgelegt werden können oder die Vorlage mit unangemessenem 
zeitlichen oder sachlichen Aufwand verbunden wäre. Davon unberührt bleibt die Möglichkeit 
der zuständigen Stelle zum Beispiel bei Täuschungsversuchen nach § 19 Absatz 2 Satz 2 zu 
entscheiden. 
 
Nach Absatz 1 Satz 1 ist Voraussetzung für die Inanspruchnahme der sonstigen geeigneten 
Verfahren, dass die Antragsteller die in § 5 Absatz 1, 4 und 5 sowie in § 12 Absatz 1, 4 und 5 
genannten Unterlagen aus nicht selbst zu vertretenden Gründen nicht oder nur teilweise vor-
legen oder nur mit einem unangemessenen zeitlichen und sachlichen Aufwand beschaffen 
können.  
 
Die Gründe, die der Vorlage der entsprechenden Unterlagen entgegenstehen, sind nach 
Absatz 1 Satz 2 von den Antragstellern glaubhaft zu machen, um einen Missbrauch der ent-
sprechenden Verfahren zu verhindern. Dafür ist die Möglichkeit vorgesehen, dass die zu-
ständige Stelle eine eidesstattliche Versicherung verlangen und entgegennehmen (abneh-
men) kann. Im Übrigen gilt die Regelung des § 27 VwVfG.  
 
Die Regelungen in Absatz 1 orientieren sich an den Vorgaben zur Anerkennung der Qualifi-
kationen von Flüchtlingen und Flüchtlingen gleich gestellten Personen in Artikel VII des Lis-
sabonner Anerkennungsübereinkommens (vergleiche hierzu außerdem Artikel 28 Absatz 2 
des Vorschlags der Europäischen Kommission vom 23. Oktober 2009 für eine Neufassung 
der Qualifikationsrichtlinie – KOM(2009)551 endgültig).  
 
In Absatz 2 werden Maßnahmen genannt, die im Rahmen sonstiger geeigneter Verfahren 
zur Ermittlung der beruflichen Fertigkeiten, Fähigkeiten und Kenntnisse im Sinne des Absat-
zes 1 Anwendung finden können. Es handelt sich hierbei nicht um eine abschließende Auf-
zählung, sodass auch die Anwendung weiterer zur Ermittlung der beruflichen Kompetenzen 
geeigneter Maßnahmen in Betracht kommt. Von den entsprechenden Maßnahmen kann 
auch kumulativ Gebrauch gemacht werden, wenn dies angemessen und sinnvoll erscheint. 
 
Die Regelung in Absatz 3 stellt das Verhältnis der in Absatz 1 und 2 vorgesehenen sonsti-
gen geeigneten Verfahren zur Ermittlung der vorhandenen Berufsqualifikationen zu den übri-
gen Regelungen in diesem Teil des Gesetzes klar. Absatz 3 beinhaltet in den Fällen des 
Absatzes 1 eine Rechtsfolgenverweisung auf § 4 beziehungsweise bei reglementierten Beru-
fen auf § 9. Die Feststellung der Gleichwertigkeit erfolgt demnach in den entsprechenden 
Fällen auf der Grundlage der Ergebnisse der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Verfah-
ren. 
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Zu § 19 
 
Absatz 1 normiert die Mitwirkungspflichten der Antragsteller. Es ist davon auszugehen, dass 
die Antragsteller grundsätzlich in der Lage sind, die für die Entscheidung der zuständigen 
Stelle notwendigen Unterlagen zu beschaffen und vorzulegen sowie die erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen. Für die zuständige Stelle wäre es ohne eine entsprechende Verpflichtung 
deutlich aufwendiger, sich die notwendigen Informationen und Unterlagen zu beschaffen.  
 
In Absatz 2 wird klargestellt, dass die zuständige Stelle in den Fällen, in denen die Antrag-
steller ihrer Mitwirkungspflicht nicht nachkommen, nicht verpflichtet ist, eigene Nachfor-
schungen zu unternehmen, sondern das Verfahren abschließen kann. Sie kann nach Akten-
lage entscheiden. Dies gilt nach Satz 2 auch in den Fällen, in denen die Aufklärung in ande-
rer Weise erschwert wird, zum Beispiel wissentlich falsche Angaben gemacht oder Informati-
onen zurückgehalten werden. Ziel des Absatzes 2 ist es vor allem, die Effizienz des Verfah-
rens sicherzustellen sowie Täuschungsversuche zu unterbinden. 
 
Nach Absatz 3 sollen die Antragsteller jedoch nicht schutzlos gelassen werden: Die zustän-
dige Stelle muss vor der Entscheidung die Antragsteller schriftlich anhören und darauf hin-
weisen, dass sie beabsichtigt, den Antrag abzulehnen, wenn die notwendigen noch fehlen-
den Unterlagen oder Informationen nicht innerhalb einer angemessen Frist nachgereicht 
werden. Insoweit haben die Antragsteller es in der Hand, die notwendigen Unterlagen oder 
Informationen fristgerecht vorzulegen, beziehungsweise der zuständigen Stelle mitzuteilen, 
warum ihnen dies nicht möglich ist. 
 
 
Zu § 20 
 
Durch diese Regelung wird sichergestellt, dass die Landesregierung die Möglichkeit hat ent-
weder eine eigene Gebührenregelung für den Bereich der Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen zu schaffen oder die angestrebte ländereinheitliche Regelung ohne erneutes Gesetz-
gebungsverfahren in nordrheinwestfälisches Recht umzusetzen. Dabei sind die Belange der 
Kammern ausreichend zu berücksichtigen. Der Anwendungsbereich umfasst alle Verfahren 
zur Feststellung der Gleichwertigkeit bzw. Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufs-
qualifikationen. 
 
 
Zu § 21 
 
Da es sich bei der Feststellung der Gleichwertigkeit beziehungsweise der Versagung der 
Gleichwertigkeit um einen Verwaltungsakt handelt, ist nach § 40 VwGO der Verwaltungs-
rechtsweg eröffnet. 
 
Das Gesetz setzt die Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates 
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen um, soweit es sich 
auf Staatsangehörige der EU oder Vertragsstaatsangehörige bezieht. 
 
Damit wird dem Zitiergebot des Art. 63 Abs. 2 der RL 2005/36/EG entsprochen, wonach die 
Mitgliedstaaten in ihren Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie auf diese Bezug zu neh-
men haben. Das Zitat der Richtlinie dient der Information sowohl der Antragsteller als auch 
der zuständigen Stellen, dass im Rahmen der Auslegung und Anwendung des Gesetzes 
ergänzend der Inhalt der Richtlinie heranzuziehen ist. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/1188 

 
 

63 

Da das BQFG-NRW beitragen soll, das übrige Fachrecht des Landes transparenter und 
schlanker zu fassen, wird außerdem durch das Zitat der EU-Richtlinie 2005/36/EG ermög-
licht, im weiteren Berufsrecht des Landes Nordrhein-Westfalen vereinfachend die entspre-
chenden Regelungen zu streichen, insbesondere bei gleichzeitiger Veröffentlichung der ent-
sprechenden, sich mit Bezug auf das BQFG-NRW ergebenden Änderungen der Berufsfach-
gesetze. 
 
Absatz 2 Satz 2 stellt sicher, dass für den Fall, dass das europäische Gemeinschaftsrecht 
dem nationalen Gesetzgeber vorgibt, der antragstellenden Person einen Anspruch auf 
Durchführung von Ausgleichmaßnahmen zuzubilligen, die Regelung des § 11 so zu verste-
hen ist, dass in diesem Falle nur antragstellende Personen, die dem Anwendungsbereich der 
Berufsanerkennungsrichtlinie unterfallen, hinsichtlich der Ausgleichsmaßnahmen anspruchs-
berechtigt sind. 
 
 
Zu Teil 3 
 
Zu § 22  
 
Absatz 1 normiert, dass über die Feststellung der Gleichwertigkeit nach diesem Gesetz und 
nach anderen berufsrechtlichen Gesetzen und Verordnungen eine Landesstatistik geführt 
wird. Diese Daten sind erforderlich, um die Verfahren zu optimieren und Qualifizierungs- und 
Unterstützungsangebote auszubauen. Der Bundesregelung folgend soll über die Feststel-
lung der Gleichwertigkeit landesrechtlich geregelter Berufe eine nordrhein-westfälische Lan-
desstatistik eingeführt werden. 
 
Absatz 2 bestimmt, dass die Statistik mit den genannten Erhebungsmerkmalen jährlich zu 
erheben ist.  
 
Zu Nummer 1:  
 
Das Merkmal der Staatsangehörigkeit des Antragstellers oder der Antragstellerin erlaubt 
differenzierte Aussagen über das Antragsaufkommen nach Staatsangehörigkeit. Dies ist 
kurz- beziehungsweise mittelfristig für die Evaluation der gesetzlichen Regelung von beson-
derem Interesse, da für bestimmte Personengruppen (vor allem für Deutsche ohne Spätaus-
siedlerstatus, Drittstaatsangehörige) erstmals eine Rechtsgrundlage für die Antragstellung 
geschaffen wird. In Kombination mit weiteren Merkmalen (zum Beispiel Referenzberuf, Aus-
bildungsstaat) lassen sich grundlegende Informationen zu ausländischen Berufsqualifikatio-
nen gewinnen, die auf der Basis derzeitiger Datenquellen nicht verfügbar sind und für zu-
wanderungs- und integrationspolitische Diskussions- und Planungsprozesse von zentraler 
Bedeutung sind. Das Merkmal „Geschlecht des Antragstellers oder der Antragstellerin“ ist 
notwendig, um im Rahmen von Monitoringprozessen und wissenschaftlichen Untersuchun-
gen mögliche genderspezifische Effekte identifizieren zu können. Das Merkmal „Datum der 
Antragstellung“ erlaubt zusammen mit dem Merkmal „Datum der Entscheidung“ eine Aussa-
ge über die Dauer von Anerkennungsverfahren, die nach § 6 Absatz 3 und 13 Absatz 3 eine 
Zeit von drei Monaten ab dem vollständigen Vorliegen der Unterlagen nicht überschreiten 
soll und ein wesentliches Qualitätsmerkmal darstellt.  
 
Im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens auf Bundesebene und bei den Umsetzungsvorberei-
tungen hat sich gezeigt, dass es für die Evaluation wichtig ist, auch den Wohnort des An-
tragstellers zu erfassen, um die Statistik hinsichtlich der regionalen Antragssituation sowie 
der Anzahl der Anträge aus dem Ausland auswerten zu können. Das Merkmal „Wohnort des 
Antragstellers“ wurde daher zusätzlich in das BQFG-NRW aufgenommen. 
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Zu Nummer 2:  
 
Die Merkmale „Ausbildungsstaat“ und „deutscher Referenzberuf“ sind aufgrund der Berufsa-
nerkennungsrichtline zwingend zu erheben. Entsprechend ist für den nicht reglementierten 
Bereich die deutsche Referenzausbildung zu erheben.  
 
Zu Nummer 3:  
 
Das Merkmal „Datum der Entscheidung“ erlaubt zusammen mit dem Merkmal „Datum der 
Antragsstellung“ eine Aussage über die Dauer von Anerkennungsverfahren, die nach 
§ 6 Absatz 3 eine Zeit von drei Monaten ab dem vollständigen Vorliegen der Unterlagen nicht 
überschreiten soll und ein wesentliches Qualitätsmerkmal darstellt. Das Merkmal 
„Gegenstand und Art der Entscheidung“ umfasst die Entscheidungen bezüglich nicht 
reglementierter und reglementierter Berufe. Nach der Berufsanerkennungsrichtlinie sind für 
reglementierte Berufe die von der Europäischen Kommission geforderten Angaben über die 
Entscheidungsart (zum Beispiel automatische Anerkennung nach den sektoriellen Berufen; 
automatische Anerkennung nach Berufserfahrung; allgemeine Regelung ohne 
Ausgleichsmaßnahmen; allgemeine Regelung nach Eignungsprüfung; allgemeine Regelung 
nach Anpassungslehrgang) zwingend zu erheben. Das Merkmal ermöglicht es, insbesondere 
in Kombination mit weiteren Merkmalen (zum Beispiel Ausbildungsstaat, Referenzberuf) 
mittelfristig Erfahrungswerte über ausländische Berufsabschlüsse und -qualifikationen und 
Schwerpunkte der Anerkennungspraxis zu gewinnen, die als Orientierungshilfe für 
anerkennende Stellen dienen können. Eine vergleichende Betrachtung des Merkmals kann 
zudem Anhaltspunkte für eine unterschiedliche Bewertungspraxis in den Ländern liefern.  
 
Zu Nummer 4: 
 
Das Merkmal ist aufgrund der Berufsanerkennungsrichtline zwingend zu erheben.  
 
Zu Nummer 5: 
 
Das Merkmal „Eingelegte Rechtsbehelfe und Entscheidungen darüber“ ist aufgrund der 
Berufsanerkennungsrichtline zwingend zu erheben. 
 
Absatz 3 bestimmt die Hilfsmerkmale, die zur technischen Durchführung der Statistik erfor-
derlich sind. 
 
Absatz 4 regelt die Auskunftspflicht. 
 
Absatz 5 regelt die Übermittlungsmodalitäten. Für Statistik ist in Nordrhein-Westfalen der 
„Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen - Geschäftsbereich Statistik“ 
zuständig.  
 
Absatz 6 sieht eine Ermächtigung für die Landesregierung vor. Auf Bundesebene wird die 
Bundesregierung für die entsprechenden Verordnungen ermächtigt. Die Ermächtigung hat 
das Ziel, schneller und einfacher auf einen sich ändernden Datenbedarf reagieren zu kön-
nen.  
 
Nach Nummer 1 dürfen Reduzierungen der Erhebungsmodalitäten angeordnet werden. 
 
Nach Nummer 2 dürfen bei geändertem Informationsbedarf neue Merkmale angeordnet 
werden, wenn zugleich Merkmale ausgesetzt werden, so dass insgesamt die Belastung der 
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Auskunftspflichtigen nicht zunimmt. Der Verordnungsgeber darf keine Erhebungsmerkmale 
einführen, die besondere Arten personenbezogener Daten (§ 4 Absatz 3 des Datenschutz-
gesetzes NRW), wie zum Beispiel die Gesundheit, die Gewerkschaftszugehörigkeit oder die 
rassische oder ethnische Herkunft, betreffen.  
 
 
Zu § 23: 
 
Die Evaluierungsklausel in Absatz 2 regelt die Überprüfung des Gesetzes nach vier Jahren. 
Auf dieser Grundlage können gegebenenfalls in der Praxis auftretende Umsetzungsproble-
me aufgegriffen und entsprechende Korrekturen vorgenommen werden. Grundlage der Eva-
luation sollen die praktischen Erfahrungen sowie die statistischen Erhebungen der für die 
Feststellung der Gleichwertigkeit zuständigen Stellen sein. Auf Landesebene erfolgt die Eva-
luation durch die Nordrhein-Westfälische Landesregierung. 
 
Absatz 3 normiert die Verpflichtung der Nordrhein-Westfälischen Landesregierung, den 
Nordrhein-Westfälischen Landtag über das Ergebnis der Evaluation nach Absatz 2 zu unter-
richten.  
 
 
 
 
Begründung zu Artikel 2 
Änderung des Gesetzes zum Schutze der Berufsbezeichnung „Ingenieur / Ingenieurin“ 
 
Zu § 1: 
Anpassung an die Richtlinie 2005/36/EG. 
 
Zu § 2 Absatz 2 Satz 1: 
Anpassung an die Spannbreite der von Antragstellern vorgelegten Ausbildungsdokumente. 
 
Zu § 2 Absatz 2 Sätze 2 und 3: 
Streichung dient der Beendigung der besonderen Behandlung von Personen außerhalb der 
Europäischen Union und des Europäischen Wirtschaftsraums. 
 
Zu § 2 Absatz 6: 
Anpassung an die Regelungen des Gesetzes über die Feststellung der Gleichwertigkeit aus-
ländischer Berufsqualifikationen (BQFG) und Klarstellung, dass das IngG NRW nur noch die 
Inhalte der Prüfung regelt; das Verfahren wird nach den Bestimmungen des BQFG abgewi-
ckelt. 
 
Zu § 3: 
Der bisherige Gesetzestext betrifft das Einführungsjahr 1970. Es wird die Anpassung an die 
aktuellen Regelungsnotwendigkeiten vollzogen. 
 
Zu § 5: 
Die bisherige Mehrfachzuständigkeit bei allen Bezirksregierungen in Nordrhein-Westfalen 
kann gegebenenfalls beendet werden. In diesem Fall wird eine einzige Stelle benannt, die 
die Prüfung anhand der Verfahrensregeln des BQFG durchführt. 
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Zu § 5a: 
Diese Verfahrensregeln werden zukünftig mit dem BQFG geregelt. 
 
 
 
 
Begründung zu Artikel 3 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 
 
Vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung und eines sich abzeichnenden Fach-
kräftemangels sollen im Anwendungsbereich des Landesbeamtengesetzes im Ausland er-
worbene Berufsqualifikationen, die auf eine Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung vorberei-
ten, künftig umfassender Berücksichtigung finden können. 
 
Die Neufassung des § 12 trägt diesem Anliegen Rechnung. 
 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 wurde redaktionell angepasst und enthält nunmehr einen dynami-
schen Verweis auf die jeweils geltende Fassung der Berufsqualifikationsrichtlinie. Nummer 2 
eröffnet nach Maßgabe des Beamtenstatusgesetzes die Möglichkeit, künftig auch Qualifika-
tionen zu berücksichtigen, die außerhalb Deutschlands, der EU sowie gleichgestellter Staa-
ten erworben wurden. 
 
Einzelheiten sind gemäß § 12 Absatz 2 in einer Rechtsverordnung zu regeln. 
 
 
 
 
Begründung zu Artikel 4 
Änderung des Gesetzes über die Ausbildung für Lehrämter an öffentlichen Schulen 
 
Zu Nummer 1 (§ 14 Absatz 4 LABG) 
 
Der Hinweis soll den Antragstellerinnen und Antragstellern die Kontaktaufnahme zu Stellen 
erleichtern, die über die im jeweiligen Einzelfall bestehenden lehramtsbezogenen Studien- 
und Ausbildungsmöglichkeiten weitergehend beraten können. Die Auswahl der Stellen wird 
davon abhängen, ob sich der Schwerpunkt der Beratung auf die Einschreibung in Studien-
gänge, auf die Einstellung in den Vorbereitungsdienst oder gegebenenfalls auch auf die 
Möglichkeiten des Seiteneinstiegs bezieht. In Betracht kommen beispielsweise Hochschulen, 
Prüfungsämter oder Bezirksregierungen. 
 
Zu Nummer 2 (§ 14 Absatz 5 LABG) 
 
Die grundständige nordrhein-westfälische Lehrkräfteausbildung vollzieht sich in zwei aufei-
nander aufbauenden Ausbildungsstufen. Die erste Stufe ist nach dem Universitätsstudium in 
zwei Fächern mit dem Abschluss zum „Master of Education“ erreicht, die zweite Stufe mit der 
Ableistung des Vorbereitungsdienstes und der anschließenden Staatsprüfung. Erst mit er-
folgreichem Abschluss der zweiten Ausbildungsstufe wird eine Befähigung zu einem Lehramt 
und damit eine Berufsqualifikation erworben. 
 
Eine ähnlich umfangreiches und differenziertes Ausbildungssystem (Zwei-Fach-Studium und 
Vorbereitungsdienst mit anschließender Staatsprüfung) ist bei anderen Berufsgruppen re-
gelmäßig nicht vorgesehen. § 14 LABG ist auf dieses Ausbildungssystem ausgelegt und 
ermöglicht – auch für Staatsangehörige aus Drittstaaten und für Abschlüsse, die in Drittstaa-
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ten erworben wurden – in seinem Absatz 1 die Anerkennung von Lehramtprüfungen (erste 
Ausbildungsstufe) und in seinem Absatz 3 die Anerkennung von Lehramtsbefähigungen 
(zweite Ausbildungsstufe). Die Antragstellerinnen und Antragsteller können mit dieser Rege-
lung schon heute – neben dem parallel bestehenden Seiteneinstieg – passgenau in das 
nordrhein-westfälische Ausbildungs- bzw. Schulsystem eingegliedert werden. Bei der An-
wendung des BQFG-Land sind entsprechende Differenzierungen nicht möglich. Der neue 
§ 14 Abs. 5 Satz 1 LABG bestimmt daher, dass das BQFG-Land mit Ausnahme von dessen 
§ 10 Abs. 3 nicht anzuwenden ist. 
 
Die EU-Richtlinie 2005/36/EG wird für den Bereich der Lehrkräfte durch eine spezielle Ver-
ordnung umgesetzt („Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen im Lehrerbereich“ vom 22.10.2007 – GV.NRW S. 430). Der Ausschluss 
der Anwendbarkeit des BQFG-Land und die in § 14 Satz 2 LABG enthaltene Verordnungs-
ermächtigung bewirkt, dass diese Verordnung weiter anwendbar bleibt und Anwendungskon-
flikte zwischen der Verordnung und dem BQFG-Land (das die EU-Richtlinie 2005/36/EG 
ebenfalls umsetzt, vgl. § 1 S. 2 BQFG-Land) vermieden werden. 
 
Die Anwendbarkeit des § 10 Absatz 3 BQFG-Land hat lediglich klarstellende Funktion und 
gibt die auch bisher schon bestehende Rechtslage wieder. Danach sind Antragstellerinnen 
und Antragsteller, deren ausländische Lehramtsqualifikationen in einem anderen Bundesland 
anerkannt wurden, verfahrensmäßig den Personen gleichgestellt, die Ihre Ausbildung in dem 
anderen Bundesland tatsächlich absolviert haben. 
 
 
 
 
Begründung zu Artikel 5 
Änderung des Lebensmittelchemikergesetzes 
 
Zu § 2 Absatz 2 Satz 2 
 
Am 17. September 2010 hat die VSMK als Empfehlung für die Bundesländer beschlossen, 
dass aus fachlichen Notwendigkeiten heraus spezielle inhaltliche Voraussetzungen für eine 
Anerkennung ausländischer Qualifikationen erforderlich sind. Wegen der erheblichen Bedeu-
tung der Kenntnis einschlägiger nationaler Rechtsvorschriften zur Wahrnehmung von Aufga-
ben in Tätigkeitsfeldern von Lebensmittelchemikerinnen und Lebensmittelchemikern wird aus 
Gründen der Sicherstellung der Qualifikation die Eignungsprüfung als Anpassungsmaßnah-
me empfohlen. 
 
Zu § 2 Absatz 2 Satz 3 
 
§ 2 Absatz 2 Satz 3 ist insofern eine berufsrechtliche Regelung, die die Anpassungsmaß-
nahmen für das Berufsrecht der Lebensmittelchemikerinnen und Lebensmittelchemiker im 
Sinne des § 11 Absatz 3 BQFG bestimmt. 
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Begründung zu Artikel 6 
Änderung des Hochschulgesetzes 
 
Zu Nummer 1: 
 
Die Änderung ist redaktionell mit Blick Nummer 2. 
 
Zu Nummer 2: 
 
Nach Art. III.1 Abs. 1 des Übereinkommens über die Anerkennung von Qualifikationen im 
Hochschulbereich in der europäischen Region“ (Lissabon-Konvention) ist Inhabern von Qua-
lifikationen, die in einer der Vertragsparteien ausgestellt wurden, ein angemessener Zugang 
zu einer Bewertung ihrer Qualifikationen durch eine geeignete Stelle zu ermöglichen. Bewer-
tung in diesem Sinne ist nach Art. 1 Lissabon-Konvention eine schriftliche Einstufung oder 
Beurteilung der ausländischen Qualifikationen von Einzelpersonen durch eine zuständige 
Stelle. 
 
Seit dem Jahr 2010 erstellt die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen (ZAB) als Ab-
teilung des Sekretariats der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bun-
desrepublik Deutschland auf der Grundlage eines Beschlusses der Kultusministerkonferenz 
vom 15. Oktober 2009 bereits derartige Bewertungen, soweit Hochschulqualifikationen in 
Rede stehen. 
 
Es ist sinnvoll, dass die ZAB für das Land auch auf gesetzlicher Basis ermächtigt werden 
kann, derartige Bewertungen zu erstellen. Dem dient die Regelung zur Zuständigkeitsverla-
gerung nach Satz 1. 
 
Da zur Übertragung der Aufgabe auch das Land zustimmen muss, dessen Behörde das Sek-
retariat der Kultusministerkonferenz oder dessen Behörde die sonstige Stelle ist, die Aufga-
ben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt, sind das Ob und die Einzelheiten der Übertra-
gung durch Verwaltungsvereinbarung mit dem jeweiligen Land zu regeln, auf dessen Behör-
de die Zuständigkeit zur Bewertung übertragen werden soll. Dem dient Satz 2. 
 
 
 
 
Begründung zu Artikel 7 
Inkrafttreten 
 
Der Artikel regelt das Inkrafttreten. 
 
 
 


